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Re preußiſche Polenhelämpfung.

Wiederum hat die preußiſche Regierung ein Geſetz zur
Zurückdrängung des Polentums verfertigt, und
wiederum iſt es bei ſeiner Beratung im Landtage zu äußerſt
ſtürmiſchen Szenen gekommen, die, wenn ſie auch ohne Polizei
leutnant erledigt wurden, doch bei weitem alles übertrafen,
was unſere Gegner als ſozialdemokratiſchen „Radau“ zu be
zeichnen belieben. Da iſt es wohl angebracht, einmal zu
fragen, weshalb wir eigentlich eine Polenfrage haben und was
darunter zu verſtehen ſei.

Das polniſche Reich iſt zum letzten Male 1815 aufgeteilt
worden, und der Anteil, der dabei an Preußen kam, beträgt
heute nach der bekannten „kaninchenhaften“ Vermehrung
der Polen wenig mehr als 8 Millionen Köpfe. Wie klein
muß er vor 100 Jahren geweſen ſeinl! Schon dieſe Tatſache
wirft ein ſchlechtes Licht auf die preußiſche Regierungsfähig-
keit. Was muß das für eine Regierung ſein, die es nicht ein-
mal in 100 Jahren fertig bringt, einen ſo kleinen Bruchteil
fremd ländiſchen Elements ſo innig mit dem eigenen 40-Mill.
Volk zu verſchmelzen, daß er darin völlig aufgegangen iſt!
Wobei noch zu bedenken iſt, daß ſeit 1871 das deutſche Element
durch das ganze Deutſche Reich verſtärkt worden iſt, ſo daß
man heute das Verhältnis von 8 Millionen Polen unter 70
Millionen Deutſchen rechnen muß. Wenn die richtig behandelt
r wären, könnte es eine Polenfrage überhaupt nicht
geben.

Hierauf antworten die rgierenden Kreiſe Preußens: die
Schwierigkeit liegt im böſen Willen der Polen. Die wollen
eben nicht im Deutſchtum aufgehen. Jm Gegenteil, ſie halten
feſt an dem Streben, das alte polniſche Reich wieder aufzu
richten. Und gegen ſolches Streben, das nur mit Zertrümme-
rung des preußiſchen Staates verwirklicht werden könnte, muß
ſich der Staat mit allen Kräften wehren. Daher die Be-
rechtigung all der Ausnahmegeſetze gegen die Polen.

Ob es wahr iſt, daß die Polen noch jetzt, nach 100 Jahren, die
Herſtellung eines ſelbſtändigen Staates erſtreben, wollen wir
nicht unterſuchen. Wir würden es doch nicht feſtſtellen können.
Zwar, die politiſchen Führer der Polen beſtreiten es mit aller
Energie, aber das will nicht viel ſagen, denn die Herren ſind
genau ſolche Diplomaten, wie die Herren von der preußiſchen
Regierung. Und auf diplomatiſche Verſicherungen geben wir
nicht allzuviel. Ein Jntereſſe an der Wiederherſtellung des
polniſchen Reiches mag bei den beſitzenden Klaſſen der
Polen vorhanden ſein, denn ſie würden ja in dieſem Reich
herrſchen. Die polniſchen Proletarier haben entſchieden
kein Jntereſſe daran, ihnen kann es ziemlich gleichgültig ſein,
ob ſie von Beſitzenden deutſcher oder polniſcher Nationalität
ausgebeutet werden. Wenn ſie das bis heute noch nicht in dem
wünſchenswerten Maße eingeſehen haben, ſo liegt das gerade
an der preußiſchen Unterdrückungspolitik. Die macht es dem
polniſchen Adel und dem polniſchen Kapital leicht, den Prole-
tariern einzureden, alle Polen hätten ein gemeinſames Jnter-
eſſe an der Abwehr des Preußentums.

Wir wollen alſo annehmen, die preußiſche Regierung habe
recht mit ihrer Behauptung, die Polen ſtrebten wirklich noch
heute nach der Wiederherſtellung ihres Reichs. Dann drängen
ſich doch ſofort zwei Fragen auf: wie kommt es, daß dieſes
Streben noch nach 100 Jahren nicht eingeſchlafen iſt? und
welche Mittel ſind geeignet, die Gefahr, die daraus für den
preußiſchen Staat entſpringt, abzuwenden? Auf beide Fragen
wird man zunächſt antworten müſſen, daß die bisher ange-
wandten Mittel auf keinen Fall die richtigen ſein können. Das
gibt auch die preußiſche Regierung zu, daß ſie bisher einen
vollſtändigen Mißerfolg mit ihrer Polenpolitik erlebt hat. Seit
26 Jahren iſt nunmehr die Anſiedlungspolitik im Gange, und
heute ſteht die Sache ſo, daß die Polen in Weſtpreußen und
Poſen über 100 000 Hektar mehr an Land gewonnen haben
als die Deutſchen! Außerdem aber haben ſie begonnen, die
Grenzen dieſer beiden Provinzen zu überſchreiten und ſich auch
in Schleſien, Oſtpreußen und Pommern in größeren Mengen
feſtzuſetzen. Sieht man alſo darin eine Gefahr für den preu
ſiſchen Staat, ſo iſt dieſe Gefahr zweifellos durch die Politik
der preußiſchen Regierung vergrößert worden.

Nun wird man aber doch die Frage ſtellen dürfen: worauf
jelt denn die preußiſche Politik eigentlich hin Auf welche

eiſe ſoll denn die angebliche polniſche Gefahr abgewendet.
den? Zwei Wege ſind doch überhaupt nur denkbar: ent-weder u mitierung der Polen, ſo daß ſie mit der Zeit

im Deutſchtum aufgehen, oder ihre Ausrottung! Will
man die letztere, ſo ſoll man's doch frei und offen ſagen.
Allerdings würde ſich dann vermutlich ein Sturm in der
ganzen geſitteten Welt erheben. Und in der Tat, ſo viel wir
auch den preußiſchen Staatsmännern zutrauen, das glauben
wir denn doch nicht, daß ſie dumm genug feien, anzunehmen,
die Ausrottung eines Volkes von 3 Millionen, das überdies
enſeits der Grenzen ſeine Stammesgenoſſen hat und inc em Kampfe die Shmpathien der ganzen geſitteten Welt

finden würde, könnte ihnen je gelingen.
Dann bleibt eben doch nur die Aſſimilierung übrig. Die

aber würde erfordern eine möglichſt innige Vermiſchung der
Polen mit den Deutſchen. Man ſtelle ſich nur vor, daß drei
Millionen ſich in jeder Form unter 70 Millionen miſchen, mit
ihnen in Verwandtſchafts-, Wirtſchafts und andere Be
ziehungen treten wie lange würde es da wohl dauern, bis

die drei Millionen aufgegangen ſind, freilich nicht ohne die
beſten Eigenſchaften ihres Weſens auf die 70 Millionen über
tragen zu haben? Uebrigens liegt bereits ein Beiſpiel vor:
die Juden in der Provinz Poſen werden von denſelben
Parteien, die ſonſt die Träger des Antiſemitismus ſind, als
rein deutſches Element geprieſen, und man bedauert, daß
ſie infolge des ewigen Nationalitätenzankes mehr und mehr
aus der Provinz fortziehen. Wenn das wahr iſt, dann iſt
es doch nur ſo zu erklären, daß die Juden ſich durch unge
hinderte und weitgehende Vermiſchung den Deutſchen völlig
aſſimiliert haben. Die Nutzanwendung für die Polen liegt
auf der Hand.

Und doch geht die preußiſche Regierung den gerade entgegen
geſetzten Weg und will auch dabei bleiben! Am 17. Mai be-
ſtätigte im Abgeordnetenhauſe der Landwirtſchaftsminiſter aus
drücklich, daß man mit allem Vorbaedacht unter den deutſchen
Anſiedlern hauptſächlich die evangeliſchen heranziehe und die
katholiſchen zurückweiſe, um eine gar zu enge Vermiſchung mit
den katholiſchen Polen zu vermeiden. Wörtlich ſagte er:

„Nicht als wenn die Katholiken ſchlechtere und minder-
wertige Deutſche wären; aber das connubium (eheliche Ver-
bindung) und das commercium wirtſchaftliche Verbindung),
welches ſie mit den polniſchen Bewohnern zuſammenführt,
und die gleiche Religion, welche Gelegenheit zu weiterer Be-
rührung gibt, trägt es im Laufe der Jahre dahin, den
Nationalitätenunterſchied zu verwiſchen.“

Ja aber das muß doch gerade der Zweck einer vernünftigen
Politik ſein, den Unterſchied und damit den Gegenſatz der
Nationalitäten mit der Zeit zu verwiſchen! Wenn man das
nicht will was will man dann eigentlich? Das heiß doch,
mit vollem Bewußtſein die Polen zurückſtoßen, ſie von einer
Annäherung an die Deutſchen fernhalten, und folglich in ihnen
das Gefühl nähren, daß ſie nur durch Wiederaufrichtung des
polniſchen Reiches vollwertige Staatsbürger werden können!

Muß man daraus nicht ſchließen, daß die maßgebenden
Kreiſe in Preußen ein Erlöſchen der großpolniſchen Beſtre-
bungen im Grunde gar nicht wünſchen, und daß dieſe ihnen
nur als Vorwand dienen für eine Politik, die tatſächlich ganz
andere Zwecke verfolgt? Und müſſen einem dabei nicht un-
willkürlich die maßlos geſteigerten Bodenpreiſe
in den polniſchen Landesteilen in den Sinn kommen, aus denen
ſowohl polniſche als deutſche Grundbeſitzer auf Staats-
koſten gewaltige Vorteile gezogen haben?

Die belgiſchen Wahlen.
Am Sonntag haben in Belgien die Kammerwahlen ſtatt

gefunden. Bis zur Stunde liegt das Ergebnis der Wahlen
noch nicht in der Vollſtändigkeit vor, daß ein endgültiges
Urteil über den Ausfall möglich wäre. Der Kampf, der dies-
mal mit ungewöhnlich heftiger Erbitterung geführt wurde, galt
namentlich der Beſeitigung des klerikalen Syſtems, der unheil-
vollen Pfaffenwirtſchaft. Es war ein Kampf auf Leben und
Tod zwiſchen der klerikalen Partei und den beiden auf dem
Boden moderner Weltanſchauung fußenden Parteien des
Liberalismus und des Sozialismus. Noch am
Abend vor den Wahlen machte ſich im ganzen Lande eine
ſtarke Exregung bemerkbar. Jn Brüſſel befürchtete man
noch in letzter Stunde einen Ausbruch der wochenlang auf-
geſpeicherten Leidenſchaften. Die Regierung hatte umfaſſende
Vorkehrungsmaßregeln getroffen und Truppen und Polizei
ſowohl in der Hauptſtadt als auch in den Jnduſtrie-Zentren
zuſammengezogen.

Bedeutungsvoll waren die Wahlen auch inſofern noch, als ſie
diesmal eine Geſamterneuerung des Parlaments
brachten, ſtatt der alle zwei Jahre erfolgenden Erneuerung der
Hälfte der Kammerſitze.

Das Wahlrecht zur Kammer iſt ſeit 1893 ein nahezu
allgemeines Männerwahlrecht. Vorausſetzung iſt Alter von
25 Jahren und einjähriger Aufenthalt in der Gemeinde. Da-
gegen iſt es ungleich. Familienväter von 35 Jahren, die

Frank Steuer zahlen, und Jnhaber von Grundbeſitz im
Werte von 48 Frank jährlicher Pacht oder einer Staatsrente
von 100 Frank, die 25 Jahre alt ſind, haben eine zweite, ſolche
mit akademiſcher Bildung und die beſtimmte höhere öffentliche
Aemter bekleiden, haben eine dritte Stimme. Es iſt klar, daß
dies Wahlrecht „der 3 Jnfamien“ den Beſitz und beſonders den
konſervativen Grundbeſitz mächtig begünſtigt und die Arbeiter
wie überhaupt die ſtädtiſchen Bewohner benachteiligt. So
hatten nach den letzten veröffentlichten Wahlliſten von 1900-01
915 673 Wähler je 1 Stimme, 318099 je 2 und 289 181 je
3 Stimmen, ſo daß über 900 000 Wähler von noch nicht 600 000
weit überſtimmt werden. Am meiſten leiden darunter natür-
lich die Sozialiſten, weniger die Liberalen, während der ganze
Vorteil den Klerikalen zufallen muß. Natürlich haben dieſe
ſich durch geſchickte Anwendung der kirchlichen wie der ſtagt-
lichen Macht eine Reihe weiterer Vorteile geſichert, wie auch
das Proportionalſhſtem in ſeiner belgiſchen Geſtalt große
Wahlkreiſe, bei denen die klerikale Minderheit voll zur Geltung
kommt, in den großſtädtiſchen und Jnduſtriebezirken, kleine
mit Verkümmerung der antiklerikalen Minderheiten in den
Landbezirken ihnen zum Vorteil gereicht. So erhielten bei
den beiden letzten Wahlen von 1908 und. 1910 die Klerikalen
mit zuſammen i 195 000 Stimmen 86 Abgeordneie, während
die Oppoſition mit zuſammen rund 1 240 500 Stimmen (Sozia-
liſten, Liberale, die wegen der vielfachen Kartellbildung nicht

ſtreng zu trennen ſind, und Chriſtliche Demokraten oder Daen-
ſiſten) nur 80 Sitze erhalten. So ſteht ſelbſt mit Mehrſtimmen-
wahlrecht und unter Weglaſſung kleinerer, nicht zur Regie
rungspartei zählender Gruppen hinter der Mehrheit der Kam-
mer keine Mehrheit der Stimmen mehr. Die Vermehrung der
Abgeordneten und die Empörung weiteſter Volkskreiſe über die
zugleich bildungsfeindliche und höchſt eigennützige, dabei vor
den brutalſten und niedrigſten Herrſchafts- und Kampfes-
mitteln nicht zurückſcheuenden klerikale Politik dürfte dies-
mal eine größere Stimmendifferenz und ſtatt der allmäh-
lich ſeit 10 Jahren ſich vollziehenden Abbröckelung der Mehr-
heit deren völligen Sturz gebracht haben.

Jm ganzen gibt es 30 Kreiſe, die bisher 166 Abgeordnete,
diesmal aber 186 wählen. Der größte Wahlkreis Brüſſel mit
Vororten, hatte bisher 21 Vertreter (9 Klerikale, 7 Liberale,
5 Sozialiſten), Antwerpen 13, Lüttich 12, Gent 11, während es
andererſeits eine Menge Kreiſe mit 4, 3 und ſelbſt einen mit
2 Abgeordneten gibt. Die Stärke der Fraktionen war
bisher: 34 Sozialiſten, 45 Liberale, 1 Chriſtl.-Demokrat,
86 Klerikale.
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Das vorläufige Wahlergebnis.
Brüſſel, 3. Juni. Die geſtrigen Wahlen zur Kammer

und zum Senat ſind bis zum Abend ohne Störungen verlaufen,
Gewählt ſind 186 Deputierte und 983 Senatoren.

Angeblich haben ſich die Hoffnungen der Liberalen und
Sozialiſten, daß es ihnen bei den Wahlen gelingen würde, die
klerikale Mehrheit zu ſtürzen, nicht erfüllt. Die Klerikalen
dürften wieder mit einer geringen Mehrheit aus den
Wahlen hervorgehen. Die katholiſche Geiſt lichkeit hat
einen Wahlterrorismus ausgeübt, der aller Beſchreibung
ſpottet! Aus verſchiedenen Orten werden Zuſammenſtöße
zwiſchen der Polizei und dem Publikum gemeldet. Jn Brüſſel
durchzogen geſtern abend erregte Maſſen die Straßen.

Politiſche Aeberfſicht.
Halke a. S., den 3. Juni 1912.

Die Reichseinnahmen im Jahre 1911.
Jm Reichsanzeiger wird eine berichtigte Ueberſicht der Ein

nahmen an Zöllen, Steuern und Gebühren für das Rechnungs
jahr 1911 veröffentlicht. Sie weicht von der Ende April ge
gebenen vorläufigen Ueberſicht weſentlich ab. Die Geſamtein
nahme aus den beregten Quellen hat 1675,8 Mill. Mk. betragen,
d. i. noch 28,5 Mill. Mk. mehr als man nach den vorläufigen
Berechnungen angenommen hatte. Jm Etat war die Einnahme
auf 1482,7 Mill. Mk. veranſchlagt, ſo daß der Ueberſchuß über
den Anſchlag 198,1 Mill. Mk. beträgt. Rechnet man dazu die
Mehreinnahme aus der Reichspoſtverwaltung und der Reichs
eiſenbahnverwaltung mit etwa 34 Mill. Mk., ſo ergibt ſich, daß
das Reich rund 227 Mill. Mk. mehr vereinnahmt hat, als der
Etat angenommen hatte.

Mehreinnahmen haben gebracht: Die Zölle 965,8 Mill.
Mark, Zigarettenſteuer 4,9, Zuckerſteuer 18,2, Branntweinver-
brauchsabgabe 30,4, Leuchtmittelſteuer 8,4, Zündwarenfteuer 2,7,
Brauſteuer 4,7, Börſenſteuer 16, Kaufſtempel 8,7, Lotterieſteuer
1,9, Frachturkundenſtempel 2,8, Perſonenfahrkartenſteuer 2,7,
Tantiemeſtempel 1,5, GErbſchaftsſteuer 5,9 Mill. Mk. Einen
Ausfall gegenüber dem Etatsanſchlag haben erlitten die
Tabakſteuer um 83,1, der Grundſtücksübertragungsſtempel
um 2.4, die Zuwachsſteuer um 2,1 und der Scheckſtempel um
0,6 Mill. Mark.

Die Polizeigewalt im Dreiklaſſenhauſe und der
Staatsanwalt.

Der Oberſtaatsanwalt in Berlin hat die von den Genoſſen
Borchardt und Leinert gegen den Polizeileutnant Kolb
und vier Schutzleute erſtattete Anzeige zurückgewieſen.
Der Beſcheid lautet:

Der Erſte Staatsanwalt
beim Kgl. Landgericht I Berlin.

Journ.-Nr. 16 i. 514/12.
Berlin NW e s2, Turmſtraße 89, den 80. Mai 1912.

Der am 23. Mai bei mir eingegangenen Anzeige vom
21. Mat 1912 gegen den Polizeileütnant Kolb und die Schutz
leute Böttcher, Rothenberg, Knauf und Kramp wegen Ver-
brechens im Sinne der 88 105 und 106 des Strafgeſetzbuches
gebe ich keine Folge.

Sie halten den Tatbeſtand dieſer Straftaten deshalb für
erfüllt, weil nach Jhrer Auffaſſung die Beſtimmungen des
8 64, Abſ. 2 und 3 der Geſchäftsordnung, die dem Präſidenten
des Abgeordnetenhauſes unter Umſtänden die Befugnis der
Ausſchließung eines Abgeordneten für den Reſt der Sitzung
und der Verhinderung arke Wiedereintritts geben, im
Widerſpruch mit den Geſetzen ſtünden und deshalb unver
bindlich ſeien.

Wie Sie ſchon aus dem von mir gegen Sie wegen Haus
friedensbruchs und Widerſtandes gegen die Staatsgewalt
und gegen den Abg. Herrn Leinert wegen Widerſtandes
gegen die Staatsgewalt eingeleiteten Ermittlungsverfahren
zu entnehmen in der Lage ſind, und noch näher zu begründen



iſt, vermag ich Jhre Auffaſſung nicht zu teilen, weil fie un
zutveffend iſt.
Nach Artikel 78 der Verfaſſungsurkunde für den preu

ßiſchen Staat regln die Kammern ihren Geſchäftsgang un d
ihre Diſziplin durch eine Geſchäftsordnung. Da weder
an dieſer noch an anderer Stelle der Verfaſſungsurkunde ſich
eine Beſtimmung befindet, durch die den Kammern bei der
Schaffung der Geſchäftsordnung hinſichtlich des Umfanges
der Diſziplinargewalt oder der zur Aufrechterhaltung der
Diſziplin erforderlichen Mittel Zwang auferlegt wird, ergibt
ſich, daß die Feſtſtellung der Normen, nach denen der Gang
der Geſchäfte und die Diſziplin in der Kammer gehandhabt
werden ſoll, dem Ermeſſen jeder der beiden Kammern über-
laſſen ſein ſoll. Sie ſind hierin völlig autonom. Dieſe
Autonomie findet ihre Grenzen lediglich in der Verfaſſung
ſelbſt, mit deren Beſtimmungen ſich die Geſchäftsordnung
nicht in Widerſpruch ſetzen darf, falls ſie bindende Kraft
haben ſoll.

Ein ſolcher Widerſpruch iſt nicht vorhanden.
Als eine Beſtimmung, die verletzt ſein könnte, käme der

Art. 84 der Verfaſſungsurkunde in Betracht, der den Abge-
ordneten Unverletzlichkeit wegen der von ihnen in dex Kammer
ausgeſprochenen Meinungen gewährleiſtet. Dieſe unbe-
ſchränkte Redefreiheit verbürgende Schutzbeſtimmung iſt dem
Sinne nach in dem S 11 des Strafgeſetzbuches übernommen.
Dieſer Schutz begreift indeſſen nur die Unzuläſſigkeit der
Verfolgung außerhalb des Hauſes in ſich. Dagegen
können nach Art. 84 der Verfaſſungsurkunde Abgeordnete
innerhalb der Kammer ſehr wohl zur Rechenſchaft ge-
zogen werden; denn dieſer Artikel ſieht unter Hinweis auf
Art. 78 a. a. O. ausdrücklich eine Verantwortlichkeit des Ab-
geordneten auf Grundlage der Geſchäftsord-
nung vor. Ein auf Grund dieſer in gehöriger Weiſe zu
ſtande gekommenen Geſchäftsordnung verhängtes, in ihr vor-
geſehenes Diſziplinarmittel enthält mithin keinen unzu-
läſſigen Eingriff in die verfaſſungsmäßig gewährleiſteten
Rechte der Abgeordnetn.

Der Umſtand, daß die Anordnung des Präſidenten des Ab-
geordnetenhauſes eine geſetzwidrige Maßnahme nicht dar-
ſtellt, ergibt zugleich die Rechtmäßigkeit der Amtshandlungen
der mit der Durchführung der prinzipialen Maßregel befaßt
geweſenen Polizeibeamten. Oberſter Grundſatz des Straf-
rechtes iſt es, daß nur diejenige Verletzung eines Rechtsgutes
Strafbarkeit begründe, die ſchuld hat und rechtswidrig iſt.
Dieſe Vorausſetzung muß erfüllt ſein, auch wenn das Merk-
mal der Rechtswidrigkeit nicht ausdrücklich in den Tatbeſtand
einer als Verbrechen oder Vergehen gekennzeichneten ſtraf-
baren Handlung aufgenommen iſt. Dieſe Vorausſetzung
liegt auf ſeiten der Polizeibeamten nicht vor. Hinſichtlich
der Schutzbeute iſt ſie ſchon deshalb nicht gegeben, weil dieſe
lediglich den Befehl des ihnen vorgeſetzten Polizeileutnants
Kolb ausgeführt haben, der bei Erteilung des Befehls inner-
halb ſeiner Zuſtändigkeit gehandelt hat und inſoweit die Ver-
antwortung trägt. Aber auch der Polizeileutnant Kolb hat
nicht rechtswidrig gehandelt. Er hat lediglich eine Ent-
ſcheidung des Herrn Präſidenten des Abgeordnetenhauſes
vollzogen, die dieſer im Rahmen ſeiner Zuſtändigkeit, auf
Grund der beſchloſſenen, mit Geſetzen nicht im Widerſpruch
ſtehenden Geſchäftsordnung getroffen hatte.

Die gegen die Perſon des Herrn Leinert gerichteten Hand
lungen des Polizeibeamten erfüllen deshalb nicht den Tat
beſtand der oben angezogenen Paragraphen, weil ſie gar nicht
bezweckten, Herrn Leinert aus der Verſammlung zu ent-
fernen, oder ihn ſonſt an der Ausübung ſeiner ſtaatsbürger-
lichen Rechte als Abgeordneter zu hindern, ſondern allein
dazu dienten, das den Beamten bei ihrer rechtmäßigen Amts-
ausübung in der Perſon des Herrn Leinert entgegentretende
Hindernis zu beſeitigen und den Weg dazu freizumachen.

gez. Preuß, Obherſtaatsanwalt.
An den Schriftſteller Herrn Julian Borchardt, Mitglied
des Hauſes der Abgeordneten, Berlin-Lichterfelde.

Dieſe Entſcheidung iſt zwar echt preußiſch, aber
unhaltbar. Läuft ſie doch im Grunde darauf hinaus,
daß die Jmmunität der Abgeordneten durch eine einfache Be

ſtimmung der Geſchäftsordnung des Parlaments aufgehoben
werden kann. Diefe Auffaſſung widerſpricht nicht nur dem
Weſen der Jmmunität, ſondern auch den ausdrücklichen Vor
ſchriften der Verfaſſung und der Reichsgeſetze. Auf den
ſpringenden Punkt der Anklage iſt der Oberſtaatsanwalt auch
nicht mit einem Worte eingegangen; es handelt ſich darum, wie
der Hausknechtsparagraph mit den F 105 und 106 des Reichs
Strafgeſetzbuches vereinbar iſt. Es iſt ein unbeſtritkener
Rechtsgrundſatz, daß kein Landesgeſetz und keine Geſchäfts
ordnung eines Parlaments im Widerſpruch zu einem Reichs
geſetz ſtehen darf. Deshalb iſt der Hausknechtsparagraph recht-
lich unhaltbar.

Selbſtverſtändlich werden unſeve Genoſſen gegen den Beſcheid
des Oberſtaatsanwalts Beſchwerde einlegen und ſchließlich
das Kammergericht anrufen. Wie die Entſcheidung auch
immer ausfallen wird unſere Genoſſen werden ſich nicht
mundtot machen laſſen!

AnarchiſtenVerfolgung.
Die Verſammlung der anarchiſtiſchen Förde-

ration, die in den Pfingſttagen in Berlin ſtattfand, gibt
einem bürgerlichen Zeitungsmann Veranlaſſung über die ge
richtliche und polizeiliche Behandlung der Anarchiſten zu plau-
dern; man erfährt daraus zwar nicht viel neues, aber es iſt
immer gut, von Zeit zu Zeit einen Blick in die polizeilichen
und geiſtigen Werkſtätten zu tun:

„Die Fäden der Polizei laufen unſichtbar nach allen
Richtungen und über die Grenze weit hinaus zu jenen Orten
des Auslandes, wo deutſche politiſche Flüchtlinge
die Verbindung mit den Geſinnungsgenoſſen in der Heimat
aufrechterhalten. Alle Fäden aber laufen wohlgeordnet zu
ſammen in der 7. Abteilung des Polizeipräſidiums am
Alexanderplatz zu Berlin.

Der Vorſteher der Exekutive dieſer politiſchen Abteilung
iſt ein „jovialer Beamter, der jederzeit gerne Auskunft er
teilt, ſoweit man nicht gerade Amtsgeheimniſſe erfahren will.
„Wir von der Polizei“, ſo meint der Polizeirat, „ſind keine
Gelehrten und keine Literaten. Wir betrachten den Anarchis-
mus nicht als wiſſenſchaftliches Problem, wir unterſcheiden
nicht zwiſchen den Salonanarchiſten und den Bombenfabri-
kanten, ſondern wir behandeln jede anarchiſtiſche Regung in
Wort, Schrift und Tat gleichmäßig als Anarchiſten-
ſachel“ „Aber Sie wenden doch eine verſchiedene Taktik
je nach der Gefährlichkeit der Perſon an, Herr Polizeirat

„Die Taktik richtet ſich zunächſt nur nach dem verletzten
Geſetzesparagraphen, ſo z. B. Beleidigung, Aufreizung,
Hachverrat, Sprengſtoffgeſetz. Aber natürlich ändern ſich
die allgemeinen Maßnahmen der Beobachtung und Ver-
folgung je nach der Haltung der anarchiſtiſchen Organiſation
und Propaganda.“ „Die Maßnahmen ſind wohl in den
letzten Jahren etwas milder geworden, weil man glaubt, die
deutſchen Anarchiſten ihren internen Streitigkeiten über-
laſſen zu können, durch die ihre Werbekraft ohnehin ſehr ge
mindert wird „Wir werden uns hüten, unſere Abſichten
und Maßnahmen bekannt zu geben. Die Herren Anarchiſten
würden ſich ſofort danach einrichten.

Die beſondere Behandlung der „Anarchiſtenſachen“
findet ſich auch in der Juſt i z wieder. Der Berliner Rechts
anwalt, Juſtizrat Dr. Richard Bieber, der Dutzende von
Anarchiſten verteidigt hat, gibt darüber folgende folgende
Aufſchlüſſe: „Seit mehreren Jahren bezeichnet man bei dem
Landgericht J zu Berlin eine Reihe von Straftaten nicht
bloß mit dem Namen des Angeklagten und der Straftat
(alſo- z. B. wider Trenkler wegen Mordes), ſondern es ſteht
auch noch auf dem Aktendeckel rot unterſtrichen die Bezeich-
nung „Anarchiſtenſache“, und zwar wird dieſe Bezeich-
nung nur aus dem Grunde darauf geſetzt, weil die politiſche
Polizei den Angeklagten als Anhänger des Anarchismus er-
klärt. So unſcheinbar an ſich dieſe Aeußerlichkeit einem dem
Gerichtsleben Fernſtehenden vorkommen mag, ſo ſchwer-
wiegend iſt ſie in Wirklichkeit. Gerade bei unſerem Straf-
verfahren und ſeiner freien Beweiswürdigung
darf man pſychologiſche Eindrücke in keiner Weiſe
unterſchätzen. Man muß ſich klarmachen, wie ſelbſt in un

ſeren Richterkreiſen und natürlich noch mehr in ben weiten
Kreiſen der Bevölkerung eine faſt abſolute Unwiſſen-
heit herrſcht über das, was die Anarchiſtenlehre
predigt und bezweckt. Bezeichnet die politiſche Polizei auf
Grund der ihr von unbekannten und ungenann-
ten Hintermännern gewordenen Jnfor-
mation den Angeklagten als Anhänger der Propaganda
der Tat, ſo überkäuft ſämtliche Beteiligte ein
Gruſeln, das nicht dazu beiträgt, eine objektive Urteils
findung zu erleichtern.“

Klaſſenjuſtizl Eine treffende und ſachverſtändige Beſtäti
gung unſerer Auffaſſung, daß viele Richter mit dem beſten
Willen nicht imſtande ſind, zu einer objektiven Würdigung der
ſeiner Beurteilung unterworfenen Tat zu gelangen. Um ſo
ſkandalöſer aber der polizeiliche Unfug, gewiſſe Strafſachen
von vornherein zu zeichnen und die Vorurteile der Richter auf
zupeitſchen.

Deutſches Reich.
Der Kriegsminiſter tritt nicht zurück? Die Meldung der

Schleſiſchen Volkszeitung, daß der Kriegsminiſter v. Heeringen
demnächſt von ſeinem Amte zurücktreten werde, ſoll nicht der
Wahrheit entſprechen. Die National-Zeitung hat beim Kriegs-
miniſter angefragt und von ihm die Antwort erhalten, daß das
Rücktrittsgerücht glatt erfunden ſei. So belanglos an ſich
der Rücktritt eines Miniſters iſt: es wird ſich ja bald erweiſen,
ob dem Dementi irgendwelche Bedeutung beizumeſſen iſt.

Die Rechtloſigkeit der Beamten. Die Deutſchen Nach-
richten, das Zentralorgan der deutſchen Beamtenſchaft, berichten
von einer BeamtenDiſziplinierung in Hamburg, die Aufſehen
erregt. Dort petitionierten alleruntertänigſt 137 Gefängnis-
aufſeher um Verbeſſerung ihrer Lage. Das Geſuch iſt einge
leitet mit den Worten: „Einer vevehrlichen Gefängnis-
deputation erlaubt ſich der Verein der Gefängnisbeamten,
Hamburg, eingetr. Verein, nachſtehendes Geſuch der hoch
geneigten Erwägung und wohlwollenden Berückſichtigung ganz
ergebenſt zu unterbreiten. Der Beamte, der dies ehr-
erbietige und beſcheidene Geſuch im Namen von 137 Aufſehern

ſo viel Mitglieder zählt der Verein unterzeichnet und an
die vorgeſetzte Behörde weitergegeben hat, iſt von dieſer in
Strafe genommen worden. Zuerſt haben Gefängnisdirektor
und Senatsausſchuß dieſen Mann eigentlich „ſofort mit
Dienſtentlaſſung beſtrafen“ wollen, aber man hat ſich
entſchloſſen, diesmal noch „Gnade vor Recht“ gehen zu laſſen
und ſich mit der Strafe eines Monatsgehalts für die
Unterſchrift des Geſuchs zufrieden gegeben.

Wenn derartiges in der „freien Hanſeſtadt Hamburg“ ge
ſchieht, ſo darf man ſich über die gleiche Behandlung ſolcher
Fälle in Preußen und anderswo nicht mehr wundern. Daß das
die richtige Art iſt, die „ſtaatserhaltende und königstreue Ge
ſinnung“ der Beamten zu ſtärken, ſteht für uns außer allem
Zweifel!

Die Jungliberalen gegen Fuhrmann. Jn der Frankfurter
Wochenſchrift Mainbrücke wird von jungliberaler Seite er
klärt, die „Unternehmer“ des Reichsverbandes der AltNational-
liberalen hätten eine höchſt verwerfliche Hinterhaltigkeit und
Treuloſigkeit mit ihrer Gründung begangen; und dieſen
Sonderbündlern müſſe gründlich heimgeleuchtet werden.

Dieſe jungliberale Drohung wird auf Fuhrmann und ſeinen
Anhang wenig Eindruck machen, denn die Taktik in der natio-
nalliberalen Partei beſtimmt der große Geldbeutel der Jn
duſtrieherren. Die Jungliberalen kläffen wohl, aber ſie beißen
nicht!

OeſterreichUngarn.
Die Wahlreform der ungariſchen Oppoſition. Jm ungariſchen

Abgeordnetenhauſe legte am Sonnabend vor Eintritt
in die Tagesordnung der Abgeordnete Franz Koſſuth die
Forderungen der koalierten Oppoſition dar, die dieſe hinſichtlich
des Wahlrechts und der Wehrrreform erhebt. Die Grundſätze
ſind folgende:

Das Wahlrecht beſitzt jeder ungariſche Stwatsbürger, der ſeit
zehn Jahren die Staatsbürgerſchaft innehat, des Leſen s und
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Als das Frühſtück zu Ende war, kam die Alte und bat Carls-
ſon und Guſtav, mit ihr nach dem Viehſtall und auf die Felder
zu gehen, um über die Verteilung der Arbeit zu ſprechen und
zu beraten, was zu tun ſei, um den Hof in beſſeren Stand zu
bringen. Danach würden ſich alle in der Stube verſammeln,
um die Predigt zu leſen.

Rundgqviſt legte ſich beim Herd auf's Holzſofa und ſteckte ſich
eine Pfeife an. Norman nahm ſeine Handharmonika und
ſetzte ſich in den Vorbau, während die anderen nach dem Vieh
ſtall gingen.

Carlsſon fand mit einer gewiſſen r ſeineſchlimmſten Befürchtungen übertroffen. Zwölf Kühe lagen
auf den Knien und fraßen Moos und Stroh, da das Futter zu
Ende war. Jeder Verſuch, ſie aufzurichten, war unmöglich;
nachdem Carlsſon und Guſtav ſie auf die Beine zu bringen
verſucht, indem ſie ihnen eine Bohle unter den Bauch ſchoben,
überließ man ſie vorläufig ihrem Schickſal.

Carlsſon ſchüttelte bedenklich den Kopf, wie ein Arzt, der ein
Sterbebett verläßt; ſparte aber ſeine guten Ratſchläge und
Verbeſſerungsvorſchläge für ſpäter auf.

Mit dem Ochſenpaar ſtand es noch ſchlimmer, da es eben mit
dem Pflügen fertig geworden war.

Die Schafe hatten nur Rinde zu knuppern von den längſt
abgefreſſenen Laubbüſcheln. 8Die Schweine waren mager wie Jagdhunde. Die Hühner
liefen im Viehhof umher, auf dem Miſthaufen zerſtreut waren,
von denen das Waſſer ins Bächlein abfloß.

Nachdem man ſich alles angeſehen und den Verfall erkannt
hatte, erklärte Carlsſon, hier ſei nur noch mit dem Meſſer
etwas zu machen.

Sechs Kühe, die Milch geben, ſind beſſer, als zwölf, die
hungern!Er unterſuchte Spiegel und Euter und bezeichnete mit großer
Sicherheit die ſechs, die man auffüttern und dann zum Schläch-

ter bringen ſolle.
Guſtav machte Einwendungen.
Earlsſon aber verſicherte und beteuerte, ſie müßten geſchlach-

tet werden! Sie müßten ſterben, ſo wahr er lebel Dann
könnte man eine andere Ordnung einführen. Zuerſt aber
müſſe vor allem trockenes, gutes Heu gekauft werden, ehe man
das Vieh in den Wald laſſen könne.

Als Guſtav von Heu kaufen ſprechen hörte, machte er die
lebhafteſten Vorſtellungen, doch nicht ſein Geld für etwas aus-
zugeben, das man ſelber habe. Aber die Alte brachte ihn mit
der Erklärung zum Schweigen, davon verſtehe er nichts.

Nachdem man noch einige weniger wichtige Anordnungen
getroffen, verließ man den Viehhof und wanderte auf die
Felder hinaus.Hier lagen ganze Strecken brach.

Ach, achl ſagte Carlsſon mitleidig, als er den guten Boden

auf ſo veraltete Art bewirtſchaftet ſah. Ach! wie kindlich!
Kein Menſch hat mehr Brache, ſondern Kleeweidel Wenn man
jedes Jahr ernten kann, warum ſoll man es nur jedes zweite
Jahr tun

Guſtav meinte, jährliche Ernten ſaugten den Boden aus; der
müſſe auch ruhen wie der Menſch.

Aber Carlsſon gab eine ganz richtige, wenn auch etwas
dunkle Erklärung ab, Kleeſaat dünge den Boden, ſtatt ihn aus
zuſaugen; auch halte ſie ihn von Unkraut frei.

Davon habe ich noch nie gehört, meinte Guſtav. Saaten,
die düngen!

Er konnte Carlsſons gelehrte Auseinanderſetzung, daß Gras
S ihre meiſte Nahrung „aus der Luft“ holen, nicht ver-

ehen.
Darauf unterſuchte man die Abzugsgräben; die ſtanden voll

Grundwaſſer, waren zugewachſen, konnten nicht ablaufen.
Das Korn ſtand ſtellenweiſe, als habe man Hände voll aus

geſäet, und das Unkraut wucherte zwiſchen den Schollen.
Die Wieſen waren nicht geharkt; das Laub des Vorjahres

bedeckte und erſtickte das Gras, das zu einem einzigen Kuchen
zuſammengeklebt war.

Die Feldzäune waren im Begriff umzufallen; Brücken fehl-
ten; alles war ſo baufällig, wie die Alte es in dem Geſpräch
am Abend dargeſtellt hatte.

Guſtav aber wollte nichts von Carlsſons tiefdringenden
Unterſuchungen wiſſen; er lehnte ſie ab als etwas Unange-
nehmes, das man aus der Vergangenheit ausgrub. Er fürch-
tete die viele Arbeit, die winkte, und noch mehr, daß ſeine
Mutter Geld herausrücken mußte.

Als ſie dann nach der Kälberweide gingen, blieb Guſtav
zurück; als ſie in den Wald kamen, war er verſchwunden. Die
Alte rief nach ihm, erhielt aber keine Antwort.

Mag er gehen, meinte die Alte. So iſt Guſtav! Er iſt
immer etwas ſtumpf und träge; nur dann nicht, wenn er mit
der Flinte auf die See hinaus kann. Aber daran muß er ſich
nicht kehren, Carlsſon, denn etwas Böſes iſt nicht in ihm. Sein
Vater wollte etwas Beſſeres aus ihm machen; er ſollte nicht
als Knecht gehen, ſondern konnte tun, was er wollte. Als er
zwölf Jahre alt war, kriegte er ſein eigenes Boot, natürlich
auch eine Flinte. Seitdem war nichts mehr mit ihm zu wollen.
Jetzt geht's mit dem Fiſchen zurück; darum habe ich an den
Acker denken müſſen, der ſchließlich doch noch ſicherer iſt als die
See. Es wäre auch gegangen, wenn Guſtav nur verſtanden
hätte, die Leute anzuhalten; aber er muß ſich immer ſo ge-
mein mit den Burſchen machen, und dann geht's mit der Ar
beit nicht vorwärts.Das taugt allerdings nicht, die Leute zu verwöhnen, hakte
Carlsfon ein; und das muß ich Tante gleich ſagen, hier unter
vier Augen: ſoll ich ſo etwas wie Kuſtos ſein, ſo r ich in
der Stube eſſen und allein in der Kammer ſchlafen ſonſt haben
die Leute keinen Reſpekt, und ich komme nicht vom Fleck.

Jn der Stube eſſen, verſetzte beſorgt die Alte, während
ſie über den Zauntritt ſtieg, wird wohl kaum gehen. Die Leute
kaſſen ſich's nicht mehr gefallen, daß man anderswo ißt als
mit ihnen in der Küche. Der alte Flod hat's nicht einmal ge-
wagt, und Guſtav hat ſich's nie getraut. Und tut man's, machen
ſie Wort Spektakel übers Eſſen; ſtellen ſich auf die Hinter

beine. Nein, daraus kann nichts werden. Daß er aber auf der
Kammer ſchläft, iſt etwas anderes; das wollen wir mal ſehen.

Die Leute finden ja ſchon, es ſeien ihrer zu viel in der Küche;
und Norman, denke ich, ſchläft lieber allein in ſeinem Bett als
mit einem andern zuſammen.

Carlsſon hielt es für das Beſte, ſich mit halbgewonnenem
Spiel zu begnügen, und ſteckte die andere Pfeife vorläufig in
den Sack.

Sie kamen jetzt in den Fichtenwald, wo zwiſchen einigen Ge
ſchiebeblöcken noch eine Schneewehe lag, die von Staub und
herabgefallenen Nadeln beſchmutzt war. Die Fichten ſchwitzten
in der brennenden Aprilſonne ſchon Harz aus; zu ihren Füßenblühten weiße Oſterblumen, und unter den Vafelbuſchen guck

ten Leberblümchen durch das durchbrochene Nervennetz des
modernden Laubes. Aus dem Haarmoos ſtieg eine warme
Feuchtigkeit; zwiſchen den Baumſtämmen ſah man das Flim-
mern über dem Wieſenzaun zittern; weiter fort blaute die
von einer leichten Briſe bewegte Meeresfläche; das Eich
hörnchen kicherte oben im Gezweig und der Grünſpecht häm-
merte und ſchrie.

Die Alte trippelte auf dem kahlen Fußpfad über Nadeln und
Wurzeln. Carlsſon, der hinter ihr ging, ſah, wie ſich ihre
Schuhſohlen unter geſchmeidigen Schritten bogen und unter
dem Saum des Kleides verſchwanden. Da erinnerte er ſich
daran, daß ſie ihm geſtern älter vorgekommen waTante iſt aber flink auf den Beinen, fand ch Carlsſon
veranlaßt, ſeinen Frühlingsgefühlen Luft zu machen.

Ach wie er ſpricht! Man könnte glauben, er wolle mit
einer alten Frau ſeinen Spaß treiben.

Nein, ich meine immer, was ich ſage, verſicherte Carlsſon
glaubhaft. Um mit Tante Schritt zu halten, gerate ich in
Schweiß.

Wir wollen jedenfalls nicht weiter gehen, antwortete die
Alte und blieb ſtehen, um zu verſchnaufen. Hier kann er ſich
den Wald anſehen, Carlsſon; hierher bringen wir das Vieh
im Sommer, wenn es nicht draußen auf den Werdern iſt.

Carlsſon warf einen ſachverſtändigen Blick auf den Wald
er fand, daß da viele Klafter Brennholz ſtanden und gutes
Balkenholz ſich auf der Wurzel erhob.

Aber wie ſchlecht gepflegt! Da liegen noch Wipfel und
Reiſig in einem ſolchen Gerümpel zuſammen, daß kein Menſch
durchkommen kann!

Da ſieht er ſelber, Carlsſon, wie es ſteht.
walten und ſchalten, wie er willl Er wird ſchon Ordnung
ſchaffen, deſſen bin ich ſicher! Nicht wahr, Carlsſon?

Meine Arbeit werde ich ſchon leiſten, wenn die andern nur
ihre tun Und dazu müßt Jhr mir helfen, Tante, knetete
Carlsſon ſeinen Teig.

Er fühlte, es werde nicht ſo leicht ſein, ſich eine Stellung als
Korporal zu ſchaffen, da die Gemeinen länger am Platze
waren.

Unter unausgeſetztem Geſpräch über die Art und Weiſe, wie
Carlsſon ſeine Oberhoheit einnehmen und bewahren könne,
gingen ſie zurück. Dieſe ſeine Oberhoheit ſei die Haupt
bedingung für das Aufblühen des Hofes, ſuchte Carlsſon der
Bäuerin einzureden.

(Fortſetzung folgt.

Nun mag er
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Sch rei be ns mächtig, vierundzwanzig Jahre alt iſt und
ein einjähriges Domizil im Wahlort nachweiſen kann.
Vom Nachweis der Kenntnis des Leſens und Schreibens ſind

diejenigen befreit, die innerhalb eines Zeitraumes von zwei
Jahren durch zwölf Monate Mitglieder der Ar
beit erkrankenkaſſe ſind, ferner diejenigen, die ein
Zeugnis über ſechs Schulklaſſen beſitzen, ferner Kaufleute
und Gewerbetreibende, die den Gewerbeſchein beſitzen.

Das Wahlrecht verlieren all diejenigen, die ſich gegen den
ungariſchn Nationalſtaat der Aufreizung ſchuldig (1) gemacht
haben. Bei der erſten Verurteilung wird der Verluſt des
aktiven und paſſiven Wahlrechtes auf z ehn Jahre, im
Wiederholungsfall auf Lebensdauer ausgeſprochen.

Die Abſtimmung geſchieht gemeindeweiſe und iſt geheim;
ausnahmsweiſe öffentlich in den Bezirken, wo die Zahl der
Analphabeten 70 Prozent beträgt. Jn den Gemeinden, die mehr
als 15 000 Einwohner zählen, iſt die Abſtimmung geheim.

Jnſoweit auf Grund dieſes Entwurfs die Zahl der Wähler
2,4 Millionen überſteigen ſollte, iſt die Regierung ermächtigt,
die Altersgrenze für die Wahlberechtigten vom vierund-
szwanzigſten auf das fünfundzwanzigſte Lebensjahr
zu erhöhen.

Zur Wehrreform ſagte Koſſuth, die koalierte Oppoſition
wäre bereit, ein mehrjähriges Proviſorium zu be-
willigen, das die Rekrutenerhöhung der definitiven Wehrvor
e i und die zweijährige Dienſtzeit ein-
ührt.
Es heißt, daß der Majorität die Wahlreformforderungen der

Oppoſition als viel zu weitgehend erſcheinen. Anderer-
ſeits ſei die nunmehr vereinte Oppoſition entſchloſſen, im Fall
der Ablehnung ihrer Vorſchläge zur ſchärfſten Obſtruktion
überzugehen.

Die vorgeſchlagene Wahlreform geht allerdings über die Re
gierungsvorſchläge weit hinaus, hat aber noch ihre großen
Mängel. Namentlich die Beſtimmung über den Verluſt des
Wahlrechts wegen „Aufreizung gegen den Nationalſtaat“ iſt
eine reaktionäre Perfidie, die außerhalb Ungarns unmöglich
wäre. Trotz allem würde die Verwirklichung dieſer Reform
einen nicht geringen Fortſchritt bedeuten. Jedenfalls kann das
reaktionäre Schandgeſetz der Regierung als beſeitigt gelten.
Die Wahlrechtsſchlacht des ungariſchen Proletariats
iſt nicht vergebens geſchlagen worden.

Budapeſt, 3. Juni. Die vom Miniſterpräſidenten Lucacs
auf die Friedensvorſchläge der vereinigten Oppoſitionsparteien

erteilte Antwort der Regierung kommt einer voll-
ſtändigen Ablehnung der Vorſchläge gleich. Jn der
Frage der Wahlreform beſteht die Regierung auf einem all
gemeinen Wahlrecht unter Einführung eines gewiſſen Bil-
dungszenſus und eines ſubvideren Steuerzenſus. Keineswegs
könne ſich die Regierung zu dem Vorſchlag der Oppoſition ver-
ſtehen, die eine Erhöhung der Wahlſtimmen auf 83,9 Millionen
herbeiführen würde. Auch die Oppoſitionsvorſchläge bezüglich
der Wehrvorlage ſeien nicht geeignet, einen Frieden herbei-
zuführen. Die Regierung könne ſich nicht abermals zur Be-
willigung eines Proviſoriums verſtehen, wodurch die jetzige
Verwirrung geſteigert und ſtabiliſiert werde. Gäbe die Oppo
ſition jedoch durch Verzichten der Soldatenannahme der Regie
rung Folge, ſo wäre die Regierung bereit, ſich für 1912 mit
einem Truppenkontingent von 186 000 Mann zufrieden zu
geben. Die Oppoſitionsparteien werden heute nachmittag zu
dieſen Erklärungen der Regierung Stellung nehmen.

Rußland.
Die Streikbewegung. Jn Petersburg kam es zwiſchen

5000 ſtreikenden Arbeitern einer mechaniſchen Schuhfabrik und
der Polizei zu einem blutigen Zuſammmenſtoß, bei
dem Arbeiter durch Säbelhiebe ſchwer ver-
wundet wurden. Jm-. Miniſterium des Jnnern heißt es,
daß ſämtliche Arbeiter in Petersburg zum 16. Juni, dem fünften
Jahrestag der durch Stolypin vorgenommenen Aenderung
des Wahlgeſetzes den Generulſtreik beabſichtigen. (?2) Jm
Donezrevier iſt ein Maſſenſtreik unter den Kohlen
arbeitern ausgebrochen, weil die Grubenbeſitzer die wirtſchaft
lichen Forderungen der Arbeiter nicht bewilligen, die Arbeiter
entlaſſen und ſie durch Bauern aus den unter Notſtand
leidenden Gouvernements erſetzen wollen. Die Polizei hat,
nach dem B. T., mit Verhaftungen Streikender begonnen, die
ſtellenweiſe zu Unruhen geführt haben.

Kleine politiſche Auslandsnachrichten.
Der Negeraufſtand auf Kuba. Die kubaniſchen Re

gierungstruppen lieferten den Rebellen eine Schlacht, worin die
letzteren geſchlagen wurden. 127 Neger ſowie 18 bei ihnen
befindliche Frauen wurden getötet. Angeblich ſollen be-
reits amerikaniſche Truppen gelandet ſein, oder deren
Landung unmittelbar bevorſtehen.

Beamtenkorruptionin Amerika. Vier Mitglieder
des Stadtrats von Atlantic Cith haben eingeſtanden,
Beſtechungen in Höhe von je 500 Dollar für ihre Stimmen
bei der Vergebung eines Kontrakts für eine neue ſtädtiſche
Promenade angenommen zu haben. Vier andere Mitglieder
ſind der Beihilfe ſchuldig. Die Entdeckung wurde mit Hilfe
eines Diktographen gemacht, durch den die Verhandlungen auf-
genommen wurden.

Franzöſiſche Verluſte in Marokko. Das Pariſer
Journal veröffentlicht eine Zuſammenſtellung der Verluſte,
die die Franzoſen bei den Kämpfen in Marokko in der Zeit
vom 1. Juni bis 6. Mai dieſes Jahres hatten. Danach wurden
16 Offiziere und 105 Soldaten getötet, 239
Mann und 9 Offiziere verwundet. Rechnet man
die Verluſte der Franzoſen in den letzten Wochen hinzu, ſo
würde man auf 600 Tote und Verwundete kommen.

Die ſpaniſchen Republikaner haben am Sonn
tag in Barcelona ein großes Meeting veranſtaltet, in dem
Einſpruch erhoben wurde gegen die Politik Canalejas. Nach
dem Meeting fanden Straßenumzüge ſtatt.

Aus der Partei.
An die Bildungsausſchüſſe!

In dieſen Tagen iſt das Winterprogramm 1912-13
des Zentralk ildungsausſchuſſes zur Verſendung
gelangt. An alle Bildungsausſchüſſe und ſonſtige Jntereſſenten,
die bei uns gemeldet ſind, iſt das Winterprogramm geſchickt
worden. Da Adreſſenänderungen nicht immer bei uns gemeldet

werden, iſt es möglich, daß die Druckſache nicht in allen Fällen
an die gegenwärtigen Vorſitzenden der örtlichen Ausſchüſſe ge
langt iſt. Wir bitten in ſolchen Fällen um Mitteilung.

Das Winterprogramm wird unentgeltlich an die Organi-
ſationen und an Freunde der Arbeiterbildung geſchickt.

Wir erſuchen die Bildungsausſchüſſe, die ihnen zugegangenen

Fragebogen über die örtliche Bildungs arbeit
bis ſpäteſtens am 15. Juli an uns zurückzuſchicken. Jn Orten,
in denen noch kein Bildungsausſchuß beſteht, iſt der Fragebogen
von den mit der Pflege der Bildungsarbeit beauftragten
Organiſationen oder Genoſſen auszufüllen.

Der Zentralbildungsausſchuß.
J. A.: Heinrich Schul z, Berlin SW., Lindenſtraße 8.

Ein ſonderbarer Redakteurwechſel in Göppingen.
Die Parteidifferenzen in Württemberg wollen

kein Ende nehmen! Dem fſkandalöſen Diſziplinbruch des
Göppinger „Genoſſen“ Julius Brückner folgt jetzt ein
neuer Fall, der nicht minder unerhört iſt. Aus Stuttgart
wird uns darüber berichtet:

Genoſſe Dr. Thalheimer, Redakteur der Freien
Volkszeitung in Göppingen (Württemberg) verläßt
in kurzem ſeinen Poſten. Zu ſeinem Nachfolger iſt Genoſſe
Erich Roßmann von der Ulmer Donauwacht, früher Mit-
glied der Redaktion der Schwäbiſchen Tagwacht-Stuttgart,
auserſehen. Die Ulmer Donauwacht ſoll alsdann in der
Göppinger Druckerei hergeſtellt werden.

Die Freie Volkszeitung wurde Ende 1910 gegründet und zu
nächſt in der Druckerei der Tagwacht in Stuttgart hergeſtellt.
Der politiſche Teil mußte zum größten Teil der Tagwacht ent
nommen werden. Techniſche Schwierigkeiten, aber auch die
Haltung der Tagwacht, die mit den prinzipiellen und taktiſchen
Anſchauungen der großen Mehrheit der Göppinger Partei-
genoſſen nicht im Einklang ſtand, beſchleunigten die Errichtung
einer eigenen Druckerei in Göppingen. Der Landesvor-
ſtand ſtand der Schaffung des neuen Parteiblattes ab-
lehnend gegenüber, aus „finanziellen Erwägungen“. Das
junge Blatt brachte es trotzdem in kurzer Zeit auf annähernd
5000 Abonnenten. Finanzielle Schwierigkeiten blieben ihm
allerdings ſo wenig wie anderen Parteiblättern erſpart. Die
Opferwilligkeit der Göppinger Genoſſen allein genügte nicht,
um dieſer Schwierigkeiten Herr zu werden. Der Parteivor-
ſtand machte im Einverſtändnis mit dem Landesvorſtand
Württembergs ſeine Hilfeleiſtung davon abhängig, daß das
Ulmer Parteiorgan, das zur Zeit noch in der Druckerei der
Tagwacht hergeſtellt wird, der Druckerei des Göppinger
Parteiblattes überwieſen werde. Dieſe und ſonſtige Be-
dingungen techniſcher und finanzieller Art können hier un-
erörtert bleiben. Sie ſind nicht zu beanſtanden. Anders ſteht
es mit dem jetzt erfolgten Redakteurwechſel.

Die Haltung des Göppinger Parteiorgans unter der Redak-
tion des Genoſſen Dr. Thalheimer war dem Landesvorſtand,
der Mehrheit der Landtagsfraktion und dem Kandidaten des
Göppinger Reichstags und Landtagswahlkreiſes Genoſſen Dr.
Lindemann wenig angenehm. Das Blatt hat wiederholt
n Kritik an dieſen Genoſſen und ihrem politiſchen Wirken
geübt.

Die außerordentliche Kreisgeneralverſammlung am 17. März
dieſes Jahres, die von 142 Delegierten beſucht war, hat mit
allen gegen 8 Stimmen die Haltung des Blattes im Reichs
tagswahlkampf gebilligt. Die mit ſo überwältigender Mehr
heit gefaßte Reſolution hat folgenden Wortlaut:

„Die heutige Generalverſammlung ſpricht dem Kreisvor-
ſtand und der Freien Volkszeitung für ihre tatkräftige Füh-
rung des Wahlkampfes ihre volle Anerkennung aus. Sie
erachtet es als vornehmſte Aufgabe der Partei, ihre Jdeen
in völliger Uebereinſtimmung mit dem Programm überall
zum Ausdruck zu bringen.“

Die Verſuche, das Blatt finanziell ſicher zu ſtellen, dauer
ten bis zum letzten Dienstag, wenige Tage vor dem Er-
füllungstermin verſchiedener Verbindlichkeiten. Die Göppinger
Genoſſen, die allen weſentlichen Bedingungen des Parteivor-
ſtandes und des Landesvorſtandes, ſoweit ſie techniſcher und
finanzieller Art waren, zugeſtimmt hatten, hielten die An-
gelegenheit für ſo weit gediehen, daß eine allſeitig befriedi-
gende Löſung ſo gut wie ſicher ſei. Der Redakteur Genoſſe
Thalheimer trat ſeinen Urlaub an. Am letzten Dienstag aber
ſtellte der Landesvorſtand im Verein mit den Ulmer Ver-
tretern den Göppinger Genoſſen das Ultimatum, den jetzigen
Redakteur Genoſſen Dr. Thalheimer ſeines Poſtens
zu entheben und den Genoſſen Roßmann als Redakteur
zu akzeptieren. Andernfalls ſei eine finanzielle Unterſtützung
cusgeſchloſſen. Genoſſe Roßmann, der in ſeinem Ulmer Organ
die Göppinger Genoſſen wiederholt aufs ſchärfſte angegriffen,
am Dienstag, alſo am Verhandlungstage ſelbſt in einen langen
Leitartikel für den von der Mehrheit der Göppinger Genoſſen
abgelehnten Kandidaten Dr. Lindemann Partei ergriffen, er-
klärte ſich bereit, den Genoſſen Thalheimer zu erſetzen. Thal-
heimer konnte nur noch telegraphiſch von dieſem Vorgehen
in Kenntnis geſetzt werden.

Sein Rücktritt von der Redaktion der Freien Volks-
zeitung iſt nunmehr ſicher. Die Parteiverſammlung in
Göppingen am letzten Donnerstag ſtimmte unter dem Druck
der Verhältniſſe einer „Vereinbarung“ zu, die folgenden Wort-
laut hat:

„Die beiden Parteiorgane Freie Volkszeitung und Donau
wacht werden verſchmolzen und die geſchäftliche Leitung der
Geſellſchaft Schwäb. Tagwacht übertragen. Die beiden
Parteiorgane werden unter eine Redaktion geſtellt. Ueber die
taktiſche und prinzipielle Haltung des Blattes, ſowie über die
Beſetzung der Redaktion entſcheidet eine Preßkommiſſion, die
aus je drei Genoſſen vom Landesvorſtand, aus dem 10. und
dem 14. Wahlkreis gewählt wird. Falls in dieſer Preß-
kommiſſion eine Einigung nicht erzielt wird, entſcheidet end
gültig der Parteivorſtand.“

Die Göppinger Genoſſen verſuchten nochmals, Genoſſen
Thalheimer der Redaktion zu erhalten. Thalheimer, der die
Verhandlungen an ſeiner Perſon nicht ſcheitern laſſen wollte,
gab jedoch folgende Erklärung ab:

„Angeſichts deſſen, daß infolge Aufgabe der finanziellen
Selbſtändigkeit der Freien Volkszeitung und ihrer Ver-
ſchmelzung mit der Donauwacht auch eine Aenderung der
Faktoren zu erwarten iſt, die über die politiſche Haltung der
Freien Volkszeitung zu beſtimmen haben, ſehe ich mich außer-
ſtande, weiter in der Redaktion der Freien Volkszeitung zu
verbleiben.“

Die Verſammlung nahm daraufhin einſtimmig eine vom
Kreisvorſtand vorgeſchlagene Reſolution an. Sie lautet:

„Die Verſammlung des Sozialdemokratiſchen Vereins
Göppingen nimmt mit dem größten Bedauern den Rücktritt
des Genoſſen Thalheimer von der Redaktion der Freien
r Kenntnis. Sie ſpricht ihm den wärmſten
Dank für ſeine Tätigkeit aus, mit der ſie in prinzipieller und
taktiſcher Beziehung völlig einverſtanden war.“

Damit iſt das einzige Parteiblatt Württembergs, das den
Klaſſenkampf mit aller prinzipiellen Schärfe führte, aufgekauft,
und zwar mit dem Parteigelde, das Parteivorſtand und
Landesvorſtand zu verwalten haben. Das Verhalten des
Landesvorſtandes der württembergiſchen Sozialdemokratie in
dieſer Angelegenheit iſt ſo ſagen wir euphemiſtiſch: außer
gewöhnlich, und widerſpricht derart aller Parteitradition und
bisher in der Partei üblichen Grundſätzen, daß darüber das
letzte Wort noch nicht geſprochen ſein darfl Wie hier der
Landesvorſtand ſeine Macht zur Unterdrückung von ihm un
bequemen Meinungen mißbraucht, das hat mit dem in der
Partei bislang üblichen Verfahren nichts mehr zu tun, ſondern
iſt die Hervorkehrung eines Standpunktes, der zugleich eine
ſchärfere Kritik an der Parteileitung darſtellt, als wir ſie üben
könnten! Jmmerhin fordert das der Partei unwürdige Vor-
gehen des Landesvorſtandes zum allerſchärfſten Proteſt heraus,
und wir hoffen beſtimmt, daß ſich auch der Parteitag noch
etwas näher damit beſchäftigen wird!

Der Vorwärts unterzieht das Verhalten des Landesvor-
ſtandes in der Angelegenheit folgender ſcharfer Kritik: „Wir
halten das Vorgehen des Landesvorſtandes für ein ganz un-
mögliches Verfahren. Es darf einfach nicht geſchehen,
daß die finanzielle Verlegenheit eines Parteiorgans dazu miß-
braucht wird, ſeine parteitaktiſche Stellung zu beeinfluſſen. Der
württembergiſche Landesvorſtand würde damit nicht nur im
Gegenſatz zur ſtändigen Praxis des Parteivorſtandes gehandelt
haben, ſondern eine Bahn betreten, auf die ihm zu folgen, alle
Parteigenoſſen auf das entſchiedenſte ablehnen müßten.
Gegen eine ſolche Ausnützung finanzieller Verlegenheiten eines
Parteiblattes könnte nicht ſcharf genug proteſtiert werden.“

Das Wort Rausreißer eine „Beleidigung“.
Es fällt heute einem Redakteur ſchwer, die Arbeitswilligen-

tätigkeit mit einem prägnanten Ausdruck zu belegen. Wohin
er auch greift in den deutſchen Wortſchatz, die Richter ſehen in
dem unſchuldigſten, gebräuchlichſten Worte eine Beleidigung,
ſowie es auf die Arbeitswilligentätigkeit angewandt wird. Ein
Arbeitswilliger ſoll nicht nur nicht ſcheel angeſehen werden, die
Arbeitswilligentätigkeit ſoll überhaupt nicht mehr öffentlich
feſtgeſtellt werden. Die Schleswig-Holſteinſche
Volkszeitung hatte im Juli vorigen Jahres im gewerk-
ſchaftlichen Teile eine ganz kurze tatſächliche Notiz veröffent-
licht, daß über das Geſchäft eines Kieler Glaſermeiſters die
Sperre verhängt worden ſei, weil er den Tarif nicht einhalte.
Zum Schluß war darin mitgeteilt, daß der Glaſer Sch. als
Rausreißer in dem geſperrten Geſchäft tätig ſei. Dieſe einfache
Tatſachenkonſtatierung genügte der Staatsanwaltſchaft zur
Erhebung der Anklage gegen den verantwortlichen Redakteur
der Schleswig-Holſt. Volkszeitung Genoſſen Bielenberg
und den Vorſitzenden der Kieler Zahlſtelle des Glaſerver-
bandes, Blauert, der als Urheber der Notiz angeſehen
wurde. Jeder der beiden Angeklagten wurde von der Kieler
Strafkammer wegen Vergehens gegen S 168 der Gewerbeord-
nung und wegen Beleidigung zu 50 Ml. Geldſtrafe verurteilt.
Auf die gegen das Urteil eingelegte Reviſion hin hob das
Reichsgericht das Urteil auf und wies die Sache an das Kieler
Gericht zurück, weil der S 168 der Gewerbeordnung in dieſem
Falle nicht anwendbar ſei. Am Donnerstag, den 80. Mai,
ſtand die Sache wieder vor der Kieler Strafkammer zur Ver-
handlung. Wieder lautete das Urteil auf 50 Mk. Geldſtrafe;
diesmal war aber der S 153 der Gewerbeordnung ausgeſchaltet
worden, die Verurteilung erfolgte nur wegen Beleidigung des
Glaſers Sch. Die Bezeichnung einer für die Allgemeinheit ſo
nützlichen Tätigkeit wie das Weiterarbeiten bei Streiks,
Sperren uſw. mit dem Worte Rausreißer ſei ehrverletzend und
beſchimpfend, ſo ungefähr führte der Vorſitzende des Gerichts
in der Begründung des Urteils aus. Höher geht's nimmerl!

Eine Zuſammenkunft von ſozialiſtiſchen Parlamentaxiern.
Wie dem Vorwärts aus Bern geſchrieben wird, lädt Genoſſe

Dr. Frank- Mannheim in einem Rundſchreiben zu einer
Zuſammenkunft der ſüddeutſchen, öſterreichi-
ſchen und ſchweizeriſchen Parlamentsmit-
glieder ein. Die Zuſammenkunft ſoll am Sonnabend, den
8. Juni, und Sonntag, den 9. Juni, in Konſtanz ſtattfinden.
Eingeladen ſind ſpeziell die Abgeordneten aus Elſaß-Loth-
ringen, Baden, Württemberg, Bayern, aus der Schweiz und
Oeſterreich. Eine Tagesordnung iſt nicht angegeben, es ſoll
die Zuſammenkunft einen „zwangloſen“ Charakter haben.

Verantwortlich für Leitartikel, Politiſche Ueberſicht, Partei
nachrichten, Ausland, Gewerkſchaftliches, Feuilleton und Ver
miſchtes Karl Bock, Lokales: Wilhelm Koenen,
Provinzielles: Gottl. Kasparek, ſämtlich in Halle.

Jäsmatzi- Fabrikate

nur Qualität!

Marke „Elmas“
hochfein in Aroma, überall beliebt

3-5 Pfg.-Cigarette.

Eduard Graf, Bettfedern, Betten
Vereand nach ausserhald. Ver packung frei. Fernaprecher 2852.

Beste und billigete
Bezugsquelle.

Marhtplatz
Halle a. S.
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Folgende Bäckereien ſind als geregelt zu betrachten, weil in denſelben die Forderungen der organiſierten

Bäckergeſellen:
Koſt u. Logis außer dem Huuſe des eher u. M. 23.00 Mindeſtwocenlohn

Richard Albrecht, Herrenſtraße 1. Emil e ws Markt. Richard Rennertk, Böllbergerweg 7.

Paul Blossfeld, Ranniſcheſtraße. Ernst Loren, Schmiedſtraße. Eduard Rossenhanhn, Merſeburgerſt. 61.
Rudolf Fisoher, Böllbergerweg. Rudolf Metzger, Kl. Klausſtr. 12. Hermann Runhl, Hallorenſtraße.
Walter Giücok, Herrenſtraße 26. Gswald Patschke, Schützenſtraße. Hugo Schiller, Große Klausſtraße.
Herm. Hopfgarten, Franckeplatz. Karl Range, Merſeburgerſtraße. Max Schröder, Schwetſchkeſtraße 18.
Konrad Höpfner, Gr. Brunnenſtr. 23. Otto Refert, Anhalterſtraße. Ww. E. Wunderlich, Kl. Märkerſtr.

K. Bauermann, Ammendorf. H. Nitzer, BVeeſen. S. Trensoh, Radewell.
Edm. Hermann, Ammendorf. K. Thiele, Oſendorf. Rich. Emmerich, Wörmlitz.
Osk. Rost, Ammendorf. Fr. Berger, Radewell. Wilh. Föllner, Wörmlitz.

Der Allgemeine Konſumverein in Halle a. S. gewährt in ſeiner Bäckerei bei
achtſtündiger Arbeitszeit bedeutend beſſere Löhne, als die geforderten. Desgleichen die Konſumb äckereien

in Ammendorf und Drotha.
Mit den Großbäckereien Gebr. Schubert, Merſeburgerſtraße, O. Jünge, Bismarckſtraße,

H. Schöttge in Klitſchmar und K. Müller, Friedrichſtraße, hat die Organiſation ſeit längerer Zeit Tarif-
verträge, die beſſere Bedingungen enthalten, als wie ſie von den Kleinmeiſtern gefordert werden.
Alle die hier genannten Bäckereien können wir der geehrten Bevölkerung bei ihren Einkäufen nur empfehlen.

D Wirte, die ihr Gebäck aus bewilligten, im Volksblatt veröffentlichten Bäckereien entnehmen, wollen
I ihre Lieferanten erſuchen, von der Streikleitung ein Plakat für ihre Wirtſchaft zu beſorgen

Die e e der Bäckergehilfen.
rn DZDFür die Inſerate verantwortlich Rob. Jlgner. Drug der Dalleſch weneſſenſg. rn (E. G. m. b. C Verleger: vorm. Aug. Groß, jetzt A. Jähnig. Säml. j. Halle a. S.
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Gewerkſchaftliches.
Die Bauunternehmer rüſten!

Die Vorbereitungen zu den im nächſten Frühjahre im ganzenReiche ablaufenden arten i m r
gewerbe werden mit unermüdlichem Eifer getroffen. Jn
den Bauarbeiterverbänden zeigen die Mitgliederzahlen und die
Kaſſenbeſtände eine ſtarke Aufwärtsbewegung. Die Bauarbeiter
wiſſen, um was es ſich handelt. Doch auch auf Unternehmer-
ſeite wird eifrig zum Kampfe gerüſtet. Die örtlichen Vereine
des Unternehmerverbandes machen durch Zirkulare ihre Mit-
glieder auf den Ablauftermin am 31. März 1913 aufmerkſam
und erſuchen ſie, entſprechende Vorbereitungen zu treffen.
Einige ſolche Rundſchreiben wurden ſchon bekannt. Beſondere
Beachtung jedoch verdient das Zirkular der Kölner Geſchäfts
ſtelle des Arbeit geber“ verbandes für das Baugewerbe. Darin
wird den Bauunternehmern geraten, ihre Bauherren, Archi-
tekten und ſonſtigen Jntereſſenten auf die außerordentlich
kritiſche Lage, in der ſich das Baugewerbe aller Vorausſicht
näch im Frühjahr 1913 befinden wird, aufmerkſam zu machen
und ſie dringend zu bitten, für dieſe Zeit etwa geplante Bauten
vox dieſem Termin zur Fertigſtellung zu bringen und auf die
Lage ganz beſonders Rückſicht zu nehmen. Ferner ſollen ſie
ihren ganzen Einfluß dahin geltend machen und darauf achten,
daß in alle Verträge über Leiſtungen und Lieferungen folgen
des aufgenommen wird:

Bei eintretenden Streiks oder eintretenden Ausſperrungen
werden die Verträge und die Friſten um die Dauer des
Streiks und der Ausſperrung verlängert.

Ein dem Sinne nach ähnliches Rundſchreiben, in dem nur
noch zahlenmäßig die Fortſchritte der Bauarbeiterorganiſation
aufgeführt werden, iſt vom Syndikus der Geſchäftsſtelle für die
Provinz Poſen verſchickt worden.

Den deutſchen Bauarbeitern ſcheint demnach im nächſten
Frühjahr wiederum ein harter Kampf bevorzuſtehen.

Zur Ausſperrung der Hannoverſchen Metallarbeiter.
Auf die öffentliche Erklärung des deutſchen Metallarbeiter-

Verbandes, daß die Bekanntmachung der Metallinduſtriellen
die Oeffentlichkeit nicht richtig informiert habe, verſuchen die
Unternehmer in der bürgerlichen Preſſe jetzt den Anſchein zu er
wecken, als wenn ſie von vornherein den Arbeitern 57 Stunden
und 31 Prozent Lohnerhöhung geboten hätten und daß die
Arbeiter von der Verbandsleitung gezwungen worden wären,
das Angebot abzulehnen. Das trifft nicht zu. Die Unter
nehmer lehnten zuerſt jede Verhandlung über die Forderungen
der Arbeiter ab und machten ihr Angebot erſt, nachdem die Ar-
beiter in einzelnen Betrieben wegen Ablehnung jeder Bewilli-
gung eines Teiles ihrer Forderungen in den Streik eintreten
mußten. Bevor ſie die Arbeit niederlegten, boten ſie ihren
Firmen an, mit einer halben Stunde Arbeitszeitverkürzung
pro Tag und 3 Pfg. Lohnzulage pro Stunde zufrieden ſein zu
wollen. Nach Eintritt des Streiks verlangten die Unternehmer,
daß die Arbeiter mit einer Verkürzung der Arbeitszeit des
Sonnabends jeder Woche, womit 57 Stunden Arbeitszeit pro
Woche erreicht werden ſollten, und mit 312 Prozent Erhöhung
der Stundenlöhne, womit nicht die geringſte Lohnerhöhung ein
trat, einverſtanden ſein ſollten und lehnten jede Verhandlung
über den ſehr entgegenkommenden Arbeitervorſchlag ab. Wären
die Unternehmer auf die Verhandlung des Vorſchlages der
Arbeiter eingegangen, dann hätten ſie in allen Betrieben
Streik und Ausſperrung vermieden.

Man verzichtet jetzt endlich darauf, der Oeffentlichkeit zu er
zählen, daß die Arbeiter auf bedingungsloſer Verkürzung der
wöchentlichen Arbeitzeit auf 54 Stunden und Erhöhung der
Stundenlöhne um 5 Pfg. beſtehen. Es glaubt eben trotz aller
Erklärungen kein Menſch mehr. Die Schuld an der Aus-
ſperrung tragen die Unternehmer ganz allein.

Die Metallinduſtriellen lehnen bisher noch jede Verhandlung
über die Arbeitervorſchläge ab, womit die Verſtändigung un-
möglich gemacht wird. Daß die Metallarbeiter nicht zu Kreuze
kriechen wollen, wurde am Freitag, den 31. Mai, in der großen
Hannoverſchen Maſchinenfabrik (LokomotivFabrik) in Linden
illuſtriert, wie die ſelbſtgekündigten Arbeiter nach abgelaufener
Kündigungszeit die Arbeit einſtellten. Sie ließen ſich mit
keinen Verſprechungen der Betriebsbeamten und der Firma von
der Ausübung der Solidarität abhalten. Ein kleiner Reſt
folgt in den nächſten Tagen. Der Firma iſt die ſelbſtver
ſchuldete Situation ſehr unangenehm.

Jn Hannover können die Metallinduſtriellen ihre Gewalt-
mittel nicht ſtärker anwenden. Sie ſind am Ende ihres Lateins.
Die Metallarbeiter warten ab, ob die Metallinduſtriellen eine
Verſtändigung zulaſſen werden.

Ausſperrung in der Fürther Glasinduſtrie.
In der Fürther Glasinduſtrie iſt es nun doch zur Aus

ſperrung gekommen. Es ſind von den im Glasarbeiter
verband organiſierten Arbeitern 308 verheiratete und 122
ledige, und von den organiſierten Arbeiterinnen 93 verheiratete
und 16 ledige ausgeſperrt worden. Der neu errichtete Unter-
nehmerverband hat alſo ſeine Tätigkeit damit eröffnet, wegen
eines Unternehmers, der nicht einmal die durchſchnittlichen
Arbeitsbedingungen gewähren will, die geſamte Arbeiterſchaft
aufs Pflaſter zu werfen.

Von den anderen beteiligten Verbänden dürfte zuſammen
die gleiche Zahl Ausgeſperrter in Betracht kommen. Von den
Organiſationsleitungen ſind Verhan dlu nungen angebahnt
worden, die auch ſchon zu einigen Zugeſtändniſſen der Unter-
nehmer geführt haben. Die Verhandlungen werden fortge-
führt, und ſteht noch zu hoffen, daß die Ausſperrung in einigen
Tagen beendet ſein könnte. Sollten aber die Verhandlungen
ſcheitern, ſo können die Fürther Glasgewaltigen ſicher ſein,
daß die Arbeiter den Kampf mit voller Kraft aufnehmen und
zu einem ſiegreichen Ende führen werden.

Streik in den Steinzengwerken Friedrichsfeld i. B.
Jn den Deutſchen Steinzeugwerken Friedrichsfeld in Baden

iſt am 1. Juni durch die Arbeiter der Streik proklamiert wor-
den. Za. 60.,0 Arbeiter haben, nachdem vor dem Mann
heimer Einigungsamt gepflogene Verhandlungen kein für die
Arbeiter annehmbares Reſultat gezeigt hatten, die Arbeit
niedergelegt. Zuzug von Töpfern, Steinzeug- und
Röhrenarbeitern iſt nach Friedrichsfeld in Baden ſtreng fern

zuhalten. Der Londoner Hafenarbeiterſtreik.

i i ippi deration be-Die Reeder, die ganz von der Shipping Fe
verrſch werden, haben die Maske fallen laſſen. Sie glauben

Verlags anſtalt

ſich augenblicklich ſtärker als die Arbeiter und wollen deshalb
von keiner Konferenz mit Miniſtern und keinem
Schiedsgericht etwas wiſſen. An der von der Regierung ein
berufenen Konferenz erſchienen bloß die Arbeiterver-
treter; ſie konnten deshalb nicht abgehalten werden. Die
Regierung machte darauf gewiſſe Vorſchläge zur Einſetzung
eines Schiedsgerichts, dem eventuell geſetzliche Zwangsvoll-
machten eingeräumt werden ſollen. Die Unternehmer ſollen
am Montag, die Arbeiter am Dienstag auf dieſen Vorſchlag
antworten. Die ablehnende Haltung der Scharfmacher iſt
aber ſo gut wie ſicher. Sie haben ganze Schiffsladungen von
Streikbrechern importiert und verlangen den weitgehendſten
militäriſchen „Schutz“. Unter dieſen Umſtänden können die
Führer der Arbeiter wider ihren Willen zur Proklamie-
rung des Generalſtreiks in allen Häfen gedrängt
werden. Jn induſtriellen Kreiſen iſt man der Meinung, daß
die Regierung eingreifen muß, um den Widerſtand der Reeder
zu brechen, falls ſich die Eiſenbahner dem Streik an-
ſchließen und damit wieder eine Kohlennot für das Land her-
beiführen würden. Die Zufuhr von Lebensmitteln aus dem
Hafen in die Stadt wird unter polizeilichem Schutz fortgeſetzt,
und verläuft meiſtens ohne Störung. Jn den Häfen ſammeln
ſich indeſſen die Schiffe an, die vergeblich der Ausladung harren
und deren Ladungen infolge ihrer beſonderen Beſchaffenheit
zum Teil dem Verderb ausgeſetzt ſind.

Die Großeinkaufsgeſellſchaft deutſcher
Konſumvereine im Jahre 1911.

Die Großeinkaufsgeſellſchaft deutſcher Konſumvereine hat
im verfloſſenen Jahre zum erſten Male den Umſatz von 100
Millionen Mark überſchritten. Er betrug rund 110 Millionen
Mark. Die genaue Zahl lautet. 109 605 469,39 Mk. Dieſe Um-
ſatzzunahme allein iſt bereits eine Tatſache, auf die die organi-
ſierten Konſumenten ſtolz ſein können. Für eine Großein-
kaufsgeſellſchaft, die 18 Jahre beſteht, iſt eine Umſutzzunahme
von 28 Prozent ſehr bemerkenswert, denn die Zeit der ſprung-
haften Entwicklung, wie ſie ein ſolches Unternehmen in den
erſten Jahren erlebt, iſt doch für die Großeinkaufsgeſellſchaft
deutſcher Konſumvereine längſt vorüber. Die Entwicklung der
Bezirkskonſumvéreine bringt es mit ſich, daß gegenwärtig
weniger Neugründungen von Vereinen erfolgen als früher, und
ſie führt weiter dazu, daß manche Vereine, die ſeit Jahrzehnten
beſtehen, ſich mit Nachbarvereinen verſchmelzen, da große, lei-
ſtungsfähige Vereine den Konkurrenzkampf mit den privat-
kapitaliſtiſchen Geſchäften beſſer führen können. Obwohl man
unter dieſem Umſtand auf eine erhebliche Zunahme der Kon-
ſumvereine, die mit der Großeinkaufsgeſellſchaft deutſcher Kon
ſumvereine in Verbindung treten, nicht rechnen kann, iſt doch
die Zahl der Abnehmer der Großeinkaufsgeſellſchaft
deutſcher Konſumvereine von 554 auf 574 geſtiegen. Auch die
Zahl der Vereine, die Mitglied bei der Großeinkanfsgefell
ſchaft deutſcher Konſumvereine ſind, iſt gewachſen, und zwar
von 675 auf 706. Die Lieferung von Waren, die in ge
noſſenſchaftlichen Betrieben hergeſtellt ſind,
hat bei der Großeinkaufsgeſellſchaft im verfloſſenen Jahr eine
weitere Ausdehnung erfahren. Wurden im Jahre 1910 für
3,6 Millionen Mark Waren aus genoſſenſchatflichen Betrieben
vertrieben, ſo ſtieg die Zahl im abgelaufenen Jahr auf 5,6 Mil-
lionen Mark. Wie der Leſer ſieht, iſt die relative Umſatz-
ſteigerung hier viel größer als die allgemeine Umſatzſteigerung.
Zu den genoſſenſchaftlichen Lieferanten der Großeinkaufsgeſell-
ſchaft deutſcher Konſumvereine gehört zunächſt einmal die

ſcher Konſumvereine, die für mehr als 1 Millionen
Mark Papierwaren geliefert hat. Dann wurde von der
Schlächterei des Hamburg er Konſumvereins Pro
duktion für 435 000 Mk. Fleiſchwaren gekauft. Ferner wurde
an Butter und Käſe für 2 Millionen Mark aus genoſſenſchaft-
lichen Betrieben bezogen.

Für die Waren, die in Privatbetrieben hergeſtellt werden,
hat die Regelung der Produktion auf konſumgenoſſenſchaftlicher
Grundlage einen weiteren Fortſchritt gemacht. Es ſind eine
Reihe neuer Artikel in eigener Packung aufgenom-
men worden, ſo Margarine, Kornkaffee, Roggenmalzkaffee und
andere Dieſe Artikel werden im Auftrage der Großeinkaufs-
geſellſchaft deutſcher Konſumvereinehpon privaten Fabriken her
geſtellt, führen aber die Marke G. E. G. Wenn die Großein-
kaufs geſellſchaft deutſcher Konſumvereine auf Grund ihrer
Schätzung des Bedarfs derartige Artikel in Auftrag gibt, dann
findet hier nicht die übliche wilde Produktion für den Markt
ſtatt, ſondern wir haben es hier mit einem Stück Produktion
r z Bedarf, aufgebaut auf genoſſenſchaftlicher Grundlage,
zu tun.

Die große Bedeutung der Eigenproduktion für das
Genoſſenſchaftsweſen hat man in der Großeinkaufsgeſellſchaft
deutſcher Konſumvereine längſt erkannt. Daß wir gegenwärtig
noch nicht mehr zentraliſierte Eigenproduktion haben, hängt
zum Teil damit zuſammen, daß um die erſte Seifenfabrik be
kanntlich ein jahrelanger Kampf ausgefochten werden mußte.
Nun die Seifenfabrik Mitte 1910 endlich ihren Betrieb
beginnen konnte, zeigt ſich aber auch, daß die organiſierten
Konſumenten hier eine erſtklaſſige Muſterfabrik geſchaffen
haben, die den Vergleich mit jedem privaten Konkurrenzunter-
nehmen aushalten kann. Der Umſatz der Seifenfabrik betrug
1,37 Millionen im Jahre 1910, ſtieg 1911 auf 4,7 Millionen
Mark. Auch wenn man berückſichtigt, daß das Geſchäftsjahr
1910 der Seifenfabrik nur ſechs Monate zählt, ſo iſt die Zu-
nahme doch noch immer ſehr erheblich. Es wurden 9,6 Mil
lionen Kilogramm Seifenfabrikate und 25 800 Gros Toilette-
ſeifen im ablaufenden Jahre hergeſtellt. Beſchäftigt wurden
Ende 1911 in der Seifenfabrik 226 Perſonen, darunter 110 Ar
beiter und 93 Arbeiterinnen. Die Geſamtſumme für Lohn und
Gehälter beträgt 229 000 Mk.

Die drei Zigarrenfabriken in Frankenberg, Hocken
heim und Hamburg haben ihren Umſatz ebenfalls erheblich ge
ſteigert. Er ſtieg von 2,14 Mill. Mark auf 2,7 Mill. Mark, alſo
um mehr als eine halbe Million Mark. Es wurden 37 000
Mille abgeſetzt gegenüber 30 000 Mille im Jahre 1910. Die
Folgen des Tabakwertzolles ſind jedoch noch nicht völlig
überwunden. Genauere Vergleiche, wie ſie im Geſchäftsbericht
der Großeinkaufsgeſellſchaft deutſcher Konſumvereine angeſtellt
werden, zeigen, daß der Umſatz in Zigarren beſſerer Preislage
noch nicht wieder die alte Höhe erreicht hat. Die Kaffeeröſterei
der Großeinkaufsgeſellſchaft deutſcher Konſumbereine erzielte
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im verfloſſenen Jahre einen Umſatz von 1667 081 Kilogramm.
Eine weitere Ausdehnung der Eigenproduktion ſteht bevor.
Mitte des Jahres wird vorausſichtlich die von der Großein-
kaufsgeſellſchaft deutſcher Konſumvereine angekaufte Zünd-
holzfabrik in Lauenburg (Elbe) in Betrieb geſetzt werden.
Ferner wird die Kautabak-Arbeitergenoſſen-
ſchaft in Nordhauſen in die Großeinkaufsgeſellſchaft deutſcher
Konſumvereine aufgehen. Die Generalverſammlung der Kau-
tabakArbeitergenoſſenſchaft in Nordhauſen hat einen ent-
ſprechenden Beſchluß gefaßt. Für weitere Ausdehnung der
Eigenproduktion ſind Vorbereitungen im Gange.

Vor einiger Zeit ging durch die Reichsverbandspreſſe eine
Notiz über ſchlechte Löhne und Arbeits verhältniſſe
in der Seifenfabrik der Großeinkaufsgeſellſchaft deutſcher Kon
ſumvereine m. b. H. in Gröba-Rieſa. Selbſtverſtändlich war
in der Notiz noch nicht einmal das übliche Körnchen Wahrheit
enthalten. Die Erklärung der Großeinkaufsgeſellſchaft deut-
ſcher Konſumvereine m. b. H., die dieſe verſandte, zeigte jedem
objektiven Beurteiler ſofort zur Genüge, wie wenig berechtigt
die Angriffe waren. Trotzdem werden ſie wahrſcheinlich wieder
einmal auftauchen. Da iſt es denn von beſonderem Jntereſſe
zu ſehen, wie die Dinge tatſächlich liegen. Die Großeinkaufs-
geſellſchaft deutſcher Konſumvereine m. b. H. hat mit den be-
teiligten Gewerkſchaften für ihre ſämtlichen Arbeiter Tar if
verträge abgeſchloſſen. Auch für das Kontorperſonal iſt ein
Tarifvertrag mit dem Zentralverband der Handlungsgehilfen
abgeſchloſſen worden. Die tatſächlichen Löhne und Gehälter
gehen jedoch über die Grenzen dieſes Vertrages hinaus. Ferner
zahlt die Großeinkaufsgeſellſchaft deutſcher Konſumvereine
m. b. H. die geſamten Beiträge zur Sozialverſicherung für ihr
Perſonal. Das macht allein 40 000 Mk. im Jahre aus. Dann
zahlte ſie 25 000 Mk. an Beiträgen für die Unterſtützungskaſſe
des Zentralverbandes deutſcher Konſumvereine. Jnsgeſamt
kommen an Mehrleiſtungen über das Maß, zu dem die Groß-
einkaufsgeſellſchaft deutſcher Konſumvereine m. b. H. durch ihre
Verträge verpflichtet iſt, 10 000 Mk. zuſammen. Dieſe Summe
kann man jedoch erſt recht würdigen, wenn man bedenkt, daß
es ſelbſtverſtändlich einem Unternehmen, wie der Großeinkaufs-
geſellſchaft deutſcher Konſumvereine m. b. H., nicht möglich iſt,
Arbeitstarifverträge abzuſchließen mit Löhnen, die ſich unter
dem in der Konkurrenz üblichen Niveau bewegen.

Das Perſonal, das im Vorjahre 1155 Perſonen zählte,
iſt im Berichtsjahr auf 1297 Köpfe angewachſen. Es ſind be-
ſchäftigt 3 Geſchäftsführer, 6 Prokuriſten, 6 leitende Beamte
in den Abteilungen Verwaltung, Zigarrenfabriken und Seifen
fabrik, 7 Lagerverwalter, 10 Vertreter, 8 Abteilungsvorſteher,
1. Architekt, 2 Chemiker, 289 Kontoriſten, 1. Aufſichtsdame,
28 Maſchinenſchreiberinnen, 2 Telephoniſtinnen, 28 Boten,
11 Lehrlinge, 1 Hausmeiſter, 1 Heizer, 4 Kantinenfrauen,
1. Lagermeiſter, 1. Röſtmeiſter, 7 Röſter, 46 Lagerarbeiter,
65 Lagexarbeiterinnen, 10 Werkmeiſter, 286 Zigarrenarbeiter,
317 Zigarrenarbeiterinnen, 8 Siedemeiſter, 110 Fabrikarbeiter,
93 Fabrikarxbeiterinnen.

Nicht nur auf dem Gebiete des Warenhandels und der Eigen-
produktion kann die Großeinkaufsgeſellſchaft deutſcher Kon
ſumvereine auf befriedigende Fortſchritte zurückblicken, ſon
dern auch in ihrer Bankabteilung. Dieſe Bankabteilung
zählte für 1911,369 Jnhaber von Girokonten. Der Geſamt-
umſatz auf einer Seite des Hauptbuches betrug 1911 491
Millionen Mark gegenüber 347,5 Millionen Mark im Vor-
jahre. Dieſe Zunahme iſt doppelt erfreulich, wenn man be-
denkt, daß die Bankabteilung der Großeinkaufsgeſellſchaft
deutſcher Konſumvereine dazu beiträgt, nicht nur den Konſum-
vereinen eine angemeſſene Verzinſung ihrer Geld und Kapi-

ſtalüberſchüſſe zu ermöglichen, ſondern auch eine angemeſſene
Verwendung. Es iſt jedem Konſumverein leicht gemacht, ſeine
Kapitalüberſchüſſe, die er zu einer bevorſtehenden Ausdehnung
der Eigenproduktion, als auch zu neuen Bauten anſammelt,
ſowie die aus ſeiner Sparkaſſentätigkeit ſich ergebenden Gelder
zinsbringend anzulegen. Jn der Regel werden aber die Banken
dieſe Gelder Zwecken zuführen, die die organiſierten Kon
ſumenten nicht fördern möchten. Ferner iſt es für Konſumver-
eine, die ſich ausdehnen wollen, ganz außerordentlich ſchwierig,
das nötige Kapital zu entleihen, das ſie brauchen, bis ihre
Finanzen ſich dem neuen Stand der Dinge angepaßt haben.
Hier tritt nun die Großeinkaufsgeſellſchaft deutſcher Konſum
vereine ein und befreit die Vereine von der Abhängigkeit von
den Privatbanken. Der Reingewinn der Großeinkaufs
geſellſchaft deutſcher Konſumvereine belief ſich auf 1,1 Mill.
Mark. Für'jeden, der die vorſichtige Finanzpolitik der Groß-
einkaufsgeſellſchaft kennt, iſt es klar, daß reichlich Ab
ſchreibungen gemacht ſind, aber auch dieſer Ueberſchuß wird
nicht ausgeſchüttet. Die angeſchloſſenen Vereine erhalten nur
200 000 Mk., während der Reſt zur Stärkung der eigenen
Mittel verwendet wird. Von dieſen 200 000 Mk. fließt übrigens
ein großer Teil in Form von neuen Einzahlungen auf Ge
ſchäftsanteil wieder der Großeinkaufsgeſellſchaft deutſcher Kon
ſumvereine zu.

Die Großeinkaufsgeſellſchaft deutſcher Konſumvereine hat
in einem Jahre, das durch Dürre und Teuerung manche
anormale Verhältniſſe brachte und den Betrieb eines der-
artigen Unternehmens nicht gerade leicht geſtaltete, einen höchſt
erfreulichen Aufſchwung genommen und damit gezeigt, daß ſie
ein Unternehmen iſt, das ſich ebenſo durch ſeine ſolide Fun-
dierung wie durch ſeine zielbewußte Geſchäftsführung aus-
zeichnet. Bereits ſteht die Großeinkaufsgeſellſchaft an dritter
Stelle unter allen anderen Großeinkaufsgeſellſchaften der
Welt. Hoffen wir, daß die genoſſenſchaftliche Treue der deut-
ſchen Konſumgenoſſenſchafter es bald dahin bringt, daß die
deutſche Großeinkaufsgeſellſchaft unmittelbar hinter der eng-
liſchen rangiert.

Allerlei.
Fliegers Sterben.

Die franzöſiſche Aviatik iſt wiederum von einem Un-
glück ereignet worden. Jn Jnviſy, auf dem Flugplatz Aviation
ſtieg der Flieger Colardeau mit einem Paſſagier auf, um auf
einem Zweidecker eine Höhenfahrt zu unternehmen. Der böige
Wind, der den ganzen Tag über geweht hatte, artete in einem
Sturm aus und drückte den Apparat mit Gewalt auf den
Boden. Der Paſſagier Robi ſtürzte aus dem Aeroplan
und zog ſich einen Bruch der Wirbelſäule zu, er war ſofort
tot. Colardeau erlitt eine ſchwere Verletzung am Bein.

Aus Bremen wird gemeldet: Der Flieger Buchſtädier
iſt mit ſeinem Paſſagier, dem Leutnant Stille vom 77. Jnf.

Regiment in Celle ab geſtürzt. Beide waren ſofort
t o t.



Aus der Provinz.
Städtetag der Provinz Sachſen und des

Herzogtums Anhalt.
Srfurk, k. Juni.

Heute mittag 12 Uhr erreichten die Verhandlungen des dies
jährigen Städtetages ihr Ende. Zunächſt wurden in der heu
tigen Sitzung zwei Referate über: Verunſtaltungsgeſetz, Bau
beratungs und baupolizeiliche Auskunftsſtellen erſtattet. Die
Ausführungen der beiden Redner wurden mit großer An
merkſamkeit entgegengenommen, hat doch die Frage für die
Städte der Provinz Sachſen auch eine große Bedeutung. Zu
einer etwas erregten Diskuſſion kam es beim letzten Verhand
lungsgegenſtand nach dem Referat über die Verunreini-
gung der Flußläufe der Provinz Sachſen durch die Ab-
wäſſer der Kaliinduſtrie und ihre Bedeutung für die Waſſer-
verſorgung für die Städte. Es waren beſonders die Vertreter
aus den Städten, die durch die Kaliinduſtrie einen blühenden
Aufſchwung haben, die auf die große Bedeutung der Kali-
induſtrie für unſer Wirtſchaftsleben hinwieſen und die die
verſchlechternde Wirkung der Kaliabwäſſer auf das Trink-
waſſer abzuſchwächen verſuchten. Vertreter der beiden Groß-
ſtädte Halle und Magdeburg wieſen dagegen darauf hin,
daß die Städte die Pflicht hätten, gegen die Verſchlechterung
des Waſſers Stellung zu nehmen. Nachdem dann die geſchäft
e selegenheiten erledigt waren, ging der Städtetag aus
einander.
BVerunſtaltungsgeſetz, Bauberatungs und baupolizeiliche Aus

kunftsſtellen.
Stadtrat Dr. Jbach Halberſtadt: Es hat ſich eine neue Be

wegung gebildet, die ſich die Erhaltung des Stadtbildes zum
Ziel ſetzt. Jetzt, vier Jahre nach Erlaß der Verunſtaltungs-
geſetzgebung liegen Erfahrungen in dieſer Frage vor. Nach
dem Verunſtaltungsgeſetz kann die Baupolizeibehörde den Bau
von Häuſern verbieten, die das Straßenbild verunſtalten, oder
die Eigenart einer Stadt oder eines Stadteiles verletzen; ſie
kann ſich noch auf mannigfache Art gegen Verſchandelung der
Straßen und des Stadtbildes ſchützen. 16 Städte der Provinz
Sachſen haben in Anlehnung an dieſes Geſetz Ortsſtatuten er
laſſen. Der Redner beſpricht kurz den Jnhalt der Ortsſtatute,
er wendet ſich dann ganz entſchieden gegen die Uebertreibung
auf dieſen Gebieten, ſo ſehr er die Erhaltung ſchöner Baudenk-
mäler begrüße. Aber manches weniger Würdige würde zu
erhalten geſucht, nur weil es alt ſei; das gehe zu weit, man
könne aus den Städten, in denen durch die Straßen modernes
Leben flute, keine Muſeen machen. Es müſſe auch Rückſicht
auf die Anforderungen der Geſchäftswelt und darauf, daß wir
hygieniſch einwandfreie Wohnungen in den Städten haben,
genommen werden. Eine Uebertreibung ſei es auch, ganz be
ſtimmte Bauſtile vorzuſchreiben; es ſei innerlich unwahr, ſich
heute in den Städten auf Bauſtile früherer Jahrhunderte feſt
zulegen. Durch eine zu hohe Wertſchätzung alter Bauſtile
würde die Pflege der modernen Bauart vernachläſſigt. Auch
in der Verketzerung der modernen Reklame werde vielfach
übertrieben; Reklame müſſe nun einmal auffällig ſein, man
müſſe ſich nur gegen die geſchmackloſe Reklame wenden. Die
Städte dürften ſich nicht nur damit begnügen, die alten Bau
denkmäler zu erhalten, und für Neubauten einfach unſchöne
Bauentwürfe zu verbieten, ſondern es ſeien Bauberatungs-
ſtellen zu errichten, um aufklärend und belehrend zu wirken.

Ueber die Tätigkeit der Bauberatungsſtellen be-
richtete in einem beſonderen Vortrage Stadtbauinſpektor
Leonhardt- Halle a. S. Dieſer Redner begleitete ſeine
Ausführungen mit zahlreichen Lichtbildern, in denen er ab
ſchreckende Beiſpiele einer Afterbaukunſt zeigte und auch vor
Augen führte, daß an vielen Orten ſchon ſehr gute Löſungen
gefunden wurden. Die Bauberatungsſtellen hätten den Bau-
herren mit Rat, Auskunft und Belehrung zur Seite zu ſtehen.

Jn der Diskuſſion ſprachen Stadtbaurat Lorey Zeitz und
Oberbürgermeiſter Dr. Gerhardt- Halberſtadt, die auf Sr-
fahrungen hinweiſen, daß ſich die Erhaltung und Schaffung
ſchöner Straßen und Häuſer ſehr wohl mit modernen An
ſchauungen vereinbaren laſſe.

Berunreinigung der Flußläufe durch die Abwäſſer der Kali-
induſtrie und die Waſſerverſorgung der Städte.

Stadtarzt Profeſſor v. Drigalski-Halle: Seit 50 Jahren
kennt man die hohe Bedeutung der Kaliſalze, namentlich für
die Landwirtſchaft. Jn der Provinz Sachſen gibt es eine
große Anzahl Kaliwerke und neue Werke ſind projektiert oder
ſchon im Entſtehen begriffen. Bei der Gewinnung des Kalis
bleibe eine Endlauge übrig, die beſonders das Waſſer der
Saale und Slbe verändere. Ekel erregende Stoffe, Bazillen
uſw. führen die Endlaugen der Kaliinduſtrie nicht mit; wie
es dagegen bei den Abwäſſern der Städte der Fall iſt. Man
habe die Wirkung der Endlaugen deshalb mit größter Vorſicht
zu prüfen. Ein endgültiges Urteil abzugeben, ſei ſehr heikel;
der Redner erblickt ſeine Aufgabe darin, die Schäden, die nach
dem Stande der Wiſſenſchaft die Abwäſſer der Kaliinduſtrie
im Gefolge haben, aufzudecken. Der Zucker-, Papier- und
Brauinduſtrie erwüchſen aus der Verhärtung des Waſſers durch
die Endlaugen erhebliche Benachteiligung. Erwieſen ſei, daß
beim Genuß des harten Waſſers die Nahrungsausnutzung ge
hemmt werde. Sehr ſchädlich wirke das Waſſer bei ſchwäch
lichen Perſonen, beſonders auf die noch zarten Organe bei
kleinen Kindern. Es ſei ein Widerſpruch, die Säuglingsſterb
lichkeit zu bekämpfen, aber andererſeits die Verhärtung des
Waſſers zu dulden. Das Fiſchſterben ſei nicht auf
die Endlaugen zurückzuführen. Die Abwäſſer der
Städte und anderer Jnduſtrien ſeien gewiß ſchädlich, aber man
habe daraus die Konſequenz gezogen, und durch Filtrierung
könnte alles ſchädliche beſeitigt werden; das ſei leider bei den
ſalzhaltigen Kaliabwäſſern noch nicht möglich und deshalh
müßten ſich die Städte ſchützen.

Oberbürgermeiſter Dr. ContagNordhaufen, der ganz be
ſonders die große Bedeutung der Kaliinduſtrie für die Pro-
vinz Sachſen hervorhebt, meint, daß Magdeburg und Halle,
wenn ſie geſchädigt ſeien, ſich ſchon allein ſchützen könnten.
Oberbürgermeiſter Dr. Ebeling- Deſſau meint, andere
Jnduſtrien ſuchten für ihre Sünden in der Kaliinduſtrie den
Sündenbock; in der Provinz Sachſen und Anhalt ſei das
Waſſer ſchon an ſich ſalzhaltig. Stadtv. Fröhlich-Staß-
furt bemerkt zu Anfang ſeiner längeren Ausführungen, es
handle ſich für ihn darum, die Intereſſen der Stadt Staß-
furt, die ſehr an dem Blühen der Kaliinduſtrie intereſſiert
ſei, zu wahren. Als der Redner Maßnahmen der Stadt
Magdeburg kritiſiert, wird er vom Vorſitzenden unterbrochen,
das gehöre nicht zum Thema; Oberbürgermeiſter Reimarus
(Magdeburg) proteſtiert dagegen, daß der Redner mit einem
fertigen Referat, das gegen die Städte gerichtet ſei, vor den
Städtetag trete. Stadtrat Dr. Luther- Magdeburg iſt
von der Diskuſſion enttäuſcht. Jn erregten Worten wendet
er ſich gegen die Unterſtellung, als ob jemand gegen die Kali-
indu

der Landrat

e Stellung nehme, das Gegenteil ſei richtig. Aber die

a J teil. In Lotdrvler Jel wſnst der Simni S Jn ber
weiteren kuſſion führt Stadtbaurat Lammers Halle
noch aus, man in Halle lange

aber man habe

Unterſuchung des Waſſers in anderen Städten würde unerfreu
liche Reſultate ergeben. Jm Schlußwort betont der
Referent 8, daß andere Verunreinigungen durch Fil-
tration zu beheben ſeien. Der Kaliinduſtrie könne nur der Rat
gegeben werden, ſelbſt zu verſuchen, die Schäden der Endlaugen
zu beſeitigen.

An Stelle des bisherigen Vorſtandsmitgliedes Schneider
Magdeburg, der aus Geſundheitsrückſichten zurücktritt, wird
Erſter Bürgermeiſter Wiebeck-Langenſalza in den Vorſtand
des Städtetages gewählt; die übrigen Mitglieder werden
wiedergewählt. Der nächſte Städtetag findet in
Wernigerode ſtatt.

Konſervative Umgangsformen im Wahllokal
Wie kürzlich berichtet, wurde am 18. Mai der Guisbeſitzer

Roth aus Neehauſen vom Eisleber Schöffengericht zu
75 Mk. Geldſtrafe verurteilt, weil er am Stichwahltage unſere
Genoſſen, die der Wahl beiwohnen wollten, aufs gröblichſte be-
leidigt hatte. Roth, der Protokollführer bei der Wahl war,
wurde aber von ſeinem Kollegen im Wahlvorſtande, dem Guts
beſitzer Ramdohr, jetzt in Halle a. S., in ſeinem Betragen
gegen unſere Genoſſen weit übertroffen. Er hatte den Genoſſen
Morgenthal aus Schraplau am Genick gefaßt und aus dem Zu
gang geworfen, nachdem er ihn in den Hintern getreten hatte,
ſo daß M. beinahe hinſtürzte. Auch hatte Ramdohr mit Abſicht
den M. auf den Fuß geſtampft, daß der Nagel der
großen Zehe abging und M. 14 Tage lang große
Schmerzen hatte. Wegen aller dieſer Straftaten hatte der
Staatsanwalt ein Eingreifen abgelehnt, da
es nicht im öffentlichen Jntereſſeläge. Unſer
Genoſſe mußte deshalb gegen Ramdohr im Privatklagewege
vorgehen. Die Klage wurde am Sonnabend vor dem Eis-
leber Schöffengericht verhandelt.

Der Vertreter des Angeklagten wollte einen Vergleich an
bahnen, zu welchem Genoſſe M. auch bereit war, wenn Ram-
dohr 250 Mk. in die ſozialdemokratiſche Parteikaſſe zahle. Da
aber nur 125 Mk. angeboten wurden, mußte verhandelt werden.
Die Verhandlung fiel natürlich zuunguſten des R. aus. Es
wurde bewieſen, daß er unſere Leute beleidigt hatte mit
Worten wie „rote Bande“ uſw. Der als Zeuge vernommene
Wahlvorſteher Schimpf meinte, das ſei von Ramdohr nicht
ſchlimm, das ſei ein ihm geläufiger Ausdruck.Er (Schimpf) ſei noch heute der Reinung daß die Wahlhand-

lung nicht öffentlich ſei. Das Wahllokal habe er gemietet und
die Gaſtſtube ſei drüben geweſen. Er würde nur ſolche Be
kannte zulaſſen, die er gut kenne und ſich gut legitimieren
können. Deshalb habe er zu den fremden Eislebern geſagt:
„Wenn Sie nicht raus gehen, fliegen Sie raus!l!“
Er will vom Treten nichts geſehen haben. Die Zeugen Geb-
hardt und Hennemann hatten aber dieſe Mißhandlung aufs
Beſtimmteſte bekundet. Nur das Treten auf den Nagel konnte
bewieſen werden, obwohl M. ſeinen Begleitern gleich von der
Schmerzempfindung Mitteilung machte. Ramdohr wurde
wegen Beleidigung und Körperverletzung zu 100 Mk. Geld-
ſtrafe verurteilt. Von der beantragten Publikation im Volks-
blatt und der Eisleber Zeitung wurde leider Abſtand genom-
men und dafür das unbedeutende Blättchen Schraplauer Bote
beſtimmt. Jmmerhin iſt den agrariſchen Hitzköpfen, die die
Welt nach ihren ſtarren Köpfen regiert wiſſen möchten, gezeigt
worden, wie man nicht mit Leuten umgehen darf. Ob die
Strafen den gewünſchten Erfolg haben werden?

Wo iſt der Landrat? Allem Anſchein nach
v auf dem hieſigen Landratsamt eine Perſonalver
ne Schon wochenlang hört man die Frage: „Wo iſt der
Landrat?“ Uns perſönlich iſt ja die Perſon ſowie auch die
amtliche z des Landrats weniger bedeutend, doch ſind
die Begleitumſtände wenn man nach dem Land
rate frägt, der doch bekanntlich auch Vorſitzender der Ein

e ten ling und dtagsabgeord-neter iſt. Srſt hieß es, er ſei in Berlin im preußiſchen Drei-
klaſſenhaus. Der Landtag arg in die Ferien und da hieß es,

at Urlaub nach Oeſterreich. Kurz und gut, alle
möglichen Erklärungen bekam man zu hören. Doch ſcheinen
dies alles nur Kombinationen oder Ausſtreuungen zu ſein,
denn wenn ein Landrat in die Ferien geht, dann nimmt er
nicht ſämtliches Mobiliar mit und läßt die Wohnung leer
ſtehen. Auch ſieht man die e Equipage gar nicht mehr,

Pfregepr
vollzieht ſi

die doch ſonſt während der Ferien und der ung des Land
tages ſtets hier war. Jm Publikum kurſieren die unkontrollier
barſten Gerüchte und Hinweiſe auf frühere Ereigniſſe, nur die
offiziellen Stellen ſchweigen ſich aus. Jm Landratsamt kann
man ſeit Wochen nur den Vertreter des Landrats ſprechen, der
auch alle Schriftſtücke in Vertretung“ unterzeichnet. Hoffentlich wird das große Rätſel bald gelsſt.

Schkendiz. „Jugend“pflege in der Fortbil-dungsſchule. Der große Patriot Rektor Mickiſch hat wieder
einmal das Bedürfnis gehabt, ſich der Oeffentlichkeit in emp

Erinnerung zu e Erſcheint da ein ihr erSchüler in der Fortbildungsſchule mit einer Anſtecknadel, ſie

das Bildnis des Reichstagsabgeordneten Scheidemann trägt.
Der Klaſſenlehrer Borſt, der vor dem Bildnis ſehr erſchrak, ließ
ſofort den Rektor holen und ſtellte den Schüler, dem nichts
Schlechtes bewußt war, dem Herrn vor. Auf die e, wer
das eigentli wäre, erklärte der Schüler: „Das iſt eide
mann „Wie kannſt du“, herrſchte der Rektor den ler
an, „ſo einen Mann an der Nadel iragen, der unſern Kaiaufs eine beleidigt hat? Stecke lieber unſern Kaiſer t
Darauf gi er mit Stock und Nadel davon. Aatte der allwi W noch das c

eſetzeskenntnis den lern zu unterbreiten. it päda-
ger Sachkenntnis glaubte er den Schülern er g. zu
müſſen, daß jede Perſon das Recht habe, wegen des Tragens
ſolcher Nadeln mit dem Bildnis Scheidemanns Anzeige zu er
ſtatten. Er verſicherte, daß dann eine Beſtrafung wegen Ver
übung groben Unfugs arg ge. Dem Herrn ſcheint es genau ſou 5 wie einem gewiſſen Tier, das beim Anblick des roten
Lies raſend zu werden beginn. Es wäre wirklich an der Zeit,

daß ſich die Einwohnerſchaft von Schkeuditz einmal in aller
Oeffentlichkeit mit den geradezu unglaublichendieſes Schulmannes beſſ fügte

Dürrenberg. Schwer verunglückt. Der Maurer
Zepperitz aus Sinig eznqu ſtürzte bei Reparaturarbeiten,
die er am Salinenſchlot vornahm, aus einer Höhe von
15 Metern ab und verletzte ſich dabei ſchwer. Er wurde nach
dem Krankenhauſe St. Jakob in Leipzig gebracht.

Eisleben. Der GSipfel reichstreuen „Anſtan
des“. Es gibt wohl in der bürgerlichen Preſſe keine Zeitung,
die von ihrem Protektor ſo abhängig iſt, als der Mansfelder
Bergbote. Demzufolge richtet ſich auch der Grad der Sozialiſten
bekämpfung und „Verdächtigung. In dieſer Beziehung leiſtet
dieſes Blättchen in jeder ſeiner Nummern etwas

nmaßungen

Seine neueſte Leiſtung beſteht in einem Artikel: Genoſſe
Scheidemanns Brandrede. Gleich einem klagenden
Zrrewig beginnt er mit dem Ausfall der Reichstagswahlen.

ieſes Volksgericht ſcheint ihm nie wieder aus dem Sinne zu
kommen. egtnge Vorwürfe muß der Liberalismus über ſich

en ob ſeines Verhaltens der „Roten 110“ gegenüber.exgehen la
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an uert worden, ſo l
um dann auszu-
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e e ri 0 der Gi er Selbſtvera ungſpricht von Fußtritten. Da ſolche nicht
ier nur bildlich geſprochen. Wir aber

zu ſagen, wo es wirkliche Fuß-
iger Leſer des Volksblattes wird er

ein Urtei r das ſich gegen einen ſeiner treuen Arendt-er richtet. Er wird Ken wie man in Neehauſen mit
n ehacſinnien umgeht, und wie der Strafrichter darüber

en t.

Dann beſchäftigt ſich der dielſeitige Mann mit den Vor
ängen in der Reichstagsſitzung vom 17. Mai. Hier befindet erſich in feinem Element, hier gilt es nun für in zu zeigen, daß

noch ein „echtes S Her der Bruſt a it ſehrviel „Anſtand“ ſchreibt er: „Nun betrat Genoſſe Scheidemann
die Kednertribine, um eine Rede zu halten, welche an
Schmähungen alles bisher Dargebotene übertraf. Die Ver-
treter im Reichstage ben ſchon zu wiederholten Malen
r r das widerſinnige Gefaſel ſozial-emokratiſcher „Größen“ mit bewundernswerter
Seelenruhe über ſich ergehen laſſen aber dag, was ihnen der
Genoſſe Scheidemann zumutete, war denn doch zuviel. Blöde,
von keiner Sachkenntnis getrüßte gehäſſige Schimpferei war es,
nichts weiter; in einem Tone f. alten, den man ſonſt eigent
lich nur noch in ſozialdemokratiſchen Partei oder Vertrauens
männerverſammlungen antrifft und der einem dort gar nicht
auffallen würde.“ Es hieße unſeren Genoſſen beleidigen,
wollten wir ihn gegen dieſe wüſten Schmähungen in Schutz
nehmen. Ein Mann, der aus dem Arbeiterſtande hervorging
und durch ſeine Tüchtigkeit es bis zum höchſten Amte eines
Volksvertreters brachte, ſteht über ſolch Geſchreibſel turmhoch.
Uns kommt es nur darauf an, ſolch „guten Ton“ niedriger zu
hängen. Wir brauchen nicht daran zu erinnern, daß r
manns Ausführungen v nicht gegen das preußiſche Volk rich
teten, wie es gegneriſcherſeits ſo 33 hingeſtellt wird, ſondern,
i ſich gegen verſchiedene Wendungen der Scherbenrede
richtete.

der Präſident Kämpf, „das willenloſe Werkzeug ſozialdemo-
kratiſcher Machenſchaften“, bekommt dann in folgendem Erguß
ſeinen Rüffel: „Auf dem Dache ſitzt ein Greis, der ſich nicht zu
helfen weiß“, ſo heißt das ſchöne Lied, und auf keinem anderen
paßt das Bild dieſer Greiſenfigur ſo gretare wie auf den
Präſidenten des Reichstages. Wie herzerfriſchend mutete da
gegen das ſchneidige und einwandfreie Verhaltendes Freiherrn von Erffa im preußiſchen Abgeordnetenhauſe an.

Das war ein Vergleich wie Tag und Nacht; ſoviel Takt-efühl und e rerkändiſqhen Geiſt (11) wie der
Präſident des preußiſchen Abgeordnetenhauſes im kleinen
Finger beſaß, hatte Herr Dr. Kämpf in ſeinem ganzen Kopfe
nicht aufzuweiſen.“ Wir glauben es gern, daß ein Haus
knechtsparagraph und eine Draufgängernatur von manchem
auch für den Reichstag gewünſcht wird. Aber wundern muß
man ſich darüber, wie es möglich war, daß die höchſten Staats
beamten einen Mann die Stimme gaben, der nach dem Berg-
boten keinen „vaterländiſchen Geiſt“ beſaß alſo ein „vater-
landsloſer Gefelle“ iſt. Dann zitiert das Grubenblatt, daß
Scheidemann geſagt habe: „Man müſſe ſich ſchämen, ein Preuße
zu ſein“. Wir ſollten meinen, daß dieſe Worte dem Bötchen
macher von früher her bekannt ſein ſollten war es doch der
Zentrumsabgeordnete Giesberts, der eine ähnliche Rede-
wendung brauchte. Was ſich für einen ſchickt, paßt nicht für
den anderen, ſcheint das Motto dieſer Leutchen So ſein. Zum
Schluß ſpricht er dann noch von einem willensſ achen Greis
und von einer „Hand voll ſozialdemokratiſcher
Rüpeéel“ und ruft: „Hinweg mit dieſen, wir wollen Männer
haben Wix wollen es uns aus nur beſtimmten Gründen
verſagen, in demſelben Ton zu antworten, aber merken mman ſeh ſo etwas, wenn die geborenen Wächter von Sitte un

Moral wieder über den „Sauherdenton“ der ſogzialdemokra-
tiſchen Preſſe klagen.

Von der Elektriſchen. Der enführer W. wurde
am Sonnabend vom Schöffengericht zu 50 Mk. Geldſtrafe, der
Geſchirrführer E. zu 15 Mk. verurteilt, weil ſie im Winter
einen Zuſammenſtoß beider Gefährte hervorriefen. Der Zu
ſammenſtoß war ſo heftig, daß der Petroleumwagen des S.
10 Meter zurückgeſchleudert wurde und ein z d eg Tode
kam. Das Verſehen konnte nur dadurch geſchehen, daß es an
dem betreffenden Abend ſehr neblig war und die Geſchirrführer
die leidige Gewohnheit haben, auf den Schienen zu fahren, wodas Auskiegen bei glitſchigem Wetter W ſchwer iſt. So war

es auch an dem Unglückstage. Der Oberwachtmeiſter z
wollte als Zeuge alle Schuld auf die Elektriſche ſchieben. Jhm
hätten ſchon vor Angſt die Haare zu Berge geſtanden, wenn die
Elektriſche an ſeinem Hauſe vorbeiſauſe. (Der Herr war doch
ſonſt nicht ſo ängſtlich, beſonders wenn es 4 Streikende
C Einige Anwohner unterſtützten die Ausſage, daß der

toß ſehr kräftig geweſen ſein müſſe, und ſo wurde die immer
hin ſehr hohe Strafe für den Mann ausgeſprochen.

Mansfeld. Richtigſtellung. Jn dem Berichte über den
Broſchürenverbreitungsprozeß iſt ein ſinnentſtellender Fehler
durch zweimalige Fortlaſſung des Wortes „nicht“ vorge-
kommen. Es muß heißen: Der Einwurf des Vertreters, daß
der Angeklagte am 11. November den jetzt eingenommenen r
änderten) andpunkt des Kammergerichts nicht ſſen
konnte, könne nicht beigepflichtet werden uſw.

Sangerhauſen. Vom Streik der Stadträte. Die
Garniſonfrage hat hier ſchon manchen Sturm aufgewirbelt.
Verſchiedene Stadtverordneten Sitzungen wurden mit dieſer
„wichtigen“ rzg ausgefüllt und die verſchiedentlich abge
gebenen „Erklärungen“ geben davon Kunde, wie die Freunde
und Depner dieſer geh den ren patriotiſchen
Rummel auffaſſen. Auch zwiſchen dem Bürgermeiſter Knob-
loch und den unbeſoldeten Stadträten iſt es zu Differenzen
ekommen, die ſoweit e wie wir bereits berichteten
ie ſämtlichen unbeſoldeten Mitglieder des Magiſtrats ihr Amt

als Stadtrat niederlegten. Am nächſten Mittwoch findet eine
außerordentliche Sitzung der Stadtverordneten ſtatt, in welcher
als irgeer nkt die Beſchlußfaſſung über die Gründe der
unbeſoldeten Magiſtratsmitglieder gut ederlegung ihres
Amtes und eventuell (7) Wahl von ſechs unbeſoldeten
Magiſtratsmitgliedern auf der Tagesordnung ſteht. Hoffent
lich glätten ſich bald die Wogen der ulkigen „Oppoſition“.

Delitzſch. Ein bedauerlicher Unglücksfall, der
leicht den Tod eines Kindes durch Verblutung zur
konnte und nur durch das Hinzukommen einiger Erwachſener
verhindert worden iſt, ereignete ſich am Sonntag vormittag
egen 4611 Uhr. Am Bahndamm der Halle--Sorauer Bahnen nis a dabei fiel der ungefähr ſechsjährige
nabe üpneg maraſtraße 21 wohnhaft, vom Damm ab

und zerſchnitt ſich dabei an einer Glasflaſche die Pulsader.
wei Männer trugen den verunglückten Jungen ſofort zum
rgt, wo ihm die nötige Hilfe zuteil wurde.

Düben. Ein e Am geſtrigen Sonntag unternahmen einige Gymnaſiagſten aus Eilenburg einen
Spazierritt nach hier. Plötzlich ſcheute das eine Tier und warf
den en ungeübten Reiter ab. Der Reiter blieb im
Steigbügel hängen und wurde bon dem wildgewordenen Pferde
etwa 300 Meter weit fortgeſchleift. Mit ſchweren Verletzungen
am ganzen Körper, beſonders an Kopf und Händen, blieb der
junge Mann be nungen liegen. Nach Anlegung eines Not
verbandes konnte die Ueberführung ins Eilenburger Kranken
haus erfolgen.

Eilenburg. Zum Baden in der Mulde ſind unterhalb
der Eiſenbahnbrücke, hinter dem Kugelfang und in der Stein
aue an der Lämmerwieſe, öffentliche Badeplätze angewieſen und
im Strombette durch Pfähle abgegrenzt. Die Badeanſtalten
ſind mit Ankleidezellen verſehen und können ſowohl von männ
lichen als auch von tigen Perſonen benutzt werden. Die
Badezeit für weibliche Perſonen iſt täglich auf die Zeit vor

ren An m
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cha v oder Verrücken der t Begcichnung der Grenzen der
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Wittenberg. Geldſchrank-Einbruch. Die Geld

chrankknacker haben in der Nacht zum Sonnabend unſerer
tadt ihren fälligen Beſuch abgeſtattet. Während man vorher

nichts dergleichen hörte, wird i ſeit fünf Monaten von Zeit
u Zeit ein Einbruch verübt. it großer Dreiſtigkeit kehren
ie Burſchen immer wieder, denn alle Anzeichen deuten darauf,

daß es ſtets dieſelben See rr waren, die nacheinander in
den Kontoren von A. Ziemſen, A. Hoch, Brach, Zaſtrow, der All
gemeinen Ortskrankenkaſſe und neuerdings beim Maurer-
meiſter E. Bethke in der Deſſauer Straße mit mehr oder
weniger Erfolg die Geldſchränke öffneten. Der Einbruch in
der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe hat bewieſen, daß die Diebe
mit großem Raffinement zu Werke gehen. Bei ihrem Einbruche
fielen ihnen, nachdem ſie in das zur ebenen Erde gelegene Kon
tor eingedrungen waren und den Geldſchrank gesffnet hatten,
zirka 1000 Mark in bar ſowie etliche Wertmarken in die Hände.
Auch erbrachen ſie die Pulte, ohne indes von den Papieren
etwas mitzunehmen.

Exrwiſcht ſind zwei der Burſchen, die in letzter Zeitmehrfach unſere Anlagen fgwüg ten es ſind derte
burſchen Göttert und Gladis. Ein dritter, der anſcheinend
ebenfalls dahei war, iſt ſeit einigen Tagen verſchwunden.

Halle und Saalkreis.
Halle a. S., den 3. Juni 1912.

Zum Bäckerſtreik.
Das Bäckerinnungshaus ſteht ſeit Sonnabend unter poli-

zeilichem Schutz! Es iſt eine alte Tatſache, daß die
Bäckerinnungen, wenn ſie bei Streiks ihrer Geſellen bei der
Suche nach Arbeitswillige in Not geraten, nach der Polizei
ſchreien, und ſo iſt es jetzt auch wieder hier in Halle. Trotz-
dem der Wirt des Bäckerinnungshauſes in der Glauchger
Straße die ſtreikenden Bäckergeſellen, die dorthin kamen, um
ihr Glas Bier zu trinken und zu beobachten, ob ſich Arbeits-
willige einſtellen würden, ganz gern ſah, weil ſie ſich in ſeinem
Lokal in der anſtändigſten Weiſe bewegten, hielt es der
Jnnungsvorſtand für notwendig, die Streikenden aus dem
Lokale zu weiſen. Als dieſe ſich darauf beriefen, daß nur der
Wirt ſie hinausweiſen könnte, wurde der Wirt gezwungen,
zu, erklären, daß er leider kontraktlich verpflichtet ſei, beim
Ausbruch von Streiks die ſtreikenden Geſellen aus dem Lokale
zu weiſen.

Nun mußten ſich die Streikenden vor das Lokal poſtieren,
und dort auf und ab patrouillieren. Sofort holten der Ober
meiſter Günther Polizeibeamte, die ſich dann ſtunden-
lang, 3 Mann an der Zahl, vor dem Lokale aufhielten,
aber keinen Grund zu irgendwelchem Einſchreiten fanden.
Schließlich wurden 2 Beamte zurückgezogen. Nur einer blieb
vor dem Jnnungshaus, wo er ſicher, da es nichts zu tun geben
wird, Langeweile bekommen kann.

Wie verhält ſich dieſes ängſtliche Verhalten des Jnnungs-
vorſtandes mit ſeinen Prahlereien am erſten Streiktage, daß
ſchon alle Stellen der Streikenden wieder be-
ſetzt ſeien? Heute ſieht der Jnnungsvorſtand wohl ſelbſt
ein, daß die Bevölkerung dieſe Behauptung nur als Schwindel
aufnehmen kann.

Bei 2 Bäckereien, die für die erſte Streiknacht je 2 Arbeits
willige gefunden hatten, gelang es den Streikpoſten, die Ar
beitswilligen dazu zu bewegen, daß ſie die Arbeit am Sonn
abend wieder einſtellten. Dazu kommen noch die Bäckermeiſter,
die überhaupt noch keinen Arbeitswilligen bekommen hatten
und ſo will das Hin und Herrennen der Meiſter auf der Suche
nach Streikbrechern kein Ende nehmen!

Eine Woche vor Ausbruch des Streiks lanzierten einige Mit-
glieder der Bäckerzwangsinnung in die bürgerliche Preſſe die
erlogene Notiz: „Kein Bäckerſtreik. Die Bäckerinnung hat alle
Forderungen der Geſellen bewilligt und werden dieſelben nun
bei entſprechender Lohnerhöhung Koſt und Logis nicht mehr
beim Meiſter haben.“ Und jetzt, eine Woche ſpäter, brütet der
Jnnungsvorſtand darüber, wie die Jnnung die Blamage, die
ſie ſich mit dem Schwindel geholt hat, wieder wett machen
könnte. Es iſt auch zu hart für die weiſen Häupter des
Jnnungsvorſtandes, daß ihnen ihre Geſellen das Konzept
ſo gründlich verdorben haben.

Geſtern fand eine gutbeſuchte Verſammlung der ſtreikenden
und der zu neuen Bedingungen arbeitenden Geſellen im Re
ſtaurant Drei Könige ſtatt. Die Verſammlung war ſehr
kampfesfreudig geſtimmt, wozu auch alle Urſache iſt. Kollege
Friedrich gab den Situationsbericht. Sr ſchilderte den Stand
des Kampfes folgendermaßen: 145 Bäckergeſellen waren am
Ausbruch des Kampfes am vorigen Donnerstag beteiligt, 81
arbeiteten in geregelten Betrieben gleich zu den neuen Be-
dingungen weiter, 25 ſind inzwiſchen in weiteren geregelten
Betrieben zu den neuen Bedingungen in Arbeit gegangen, zwei
ſind abgereiſt. Es ſind alſo nur noch 87 Streikende vorhanden.

r Bekriebe imk Tos Jeſellen haben die geſtellten oder noch
beſſere Bedingungen dur Es wurde mit Freuden
anerkannt, daß die organiſierte Arbeiterſchaft von Halle den
h allen Kräften unterſtützte und bei den verſchieden
ſten Meiſtern konnte man feſtſtellen, daß der Boykott ſeine
Wirkung nicht verfehlt hat. Die geregelten Betriebe haben
bedeutend mehr zu tun als früher.

Die Verſammelten gelobten im Kampfe treu auszuhalten
und nicht eher zu ruhen, bis die Halleſchen Bäckermeiſter zur
Vernunf: gebracht ſind. Es iſt klipp und klar bewieſen, daß
es bisher faule Ausreden waren, wenn es hieß die Bäcker
geſellen könnten nicht außer dem Hauſe wohnen und ſchlafen.
Wie die Tatſachen beweiſen, iſt das ſehr leicht durchführbar
und wird für alle Geſellen möglich werden, wenn die Bäcker
meiſter einſehen, daß nicht nur die Bäckergehilfen, ſondern
auch die geſamte Bevölkerung es verlangt.

Verband der Bäcker und Konditoren, Filiake Halle.

Ein zwölfjähriger Junge zu einem Jahr Gefängnis verurteilt

Daß unſere Fürſorgeerziehung nicht die gewünſchte Wirkung
ausübt, ergab eine Verhandlung gegen den erſt zwölfjährigen
Schulknaben D. von hier, der wegen ſchwerer Vergehen ange
klagt war. Der Junge, der ſchon wiederholt Diebſtähle be
gangen hat, war in Quedlinburg in der Erziehungsanſtalt
untergebracht. Er entwich von dort im März und trieb ſich
donn hier in Halle etwa 14 Tage lang umher. Die Nächte will
er in Schrebergärten zugebracht haben. Auf den Brandbergen
traf er mit einem elfjährigen Schulknaben zuſammen, der dort,
wie er angab, auch „umherſtrolchte“. Beide verabredeten, ſich
durch Diebſtähle Geld und Nahrungsmittel zu verſchaffen. Sie
gingen nach dem Nordviertel der Stadt, ſtiegen durch Keller
fenſter in die im Erdgeſchoß belegenen Wohnungen und ſtahlen
Uhren, Schmuckſachen, Toilettengegenſtände und Geld. Einmal
entwendeten ſie 100 Mk. und Nahrungsmittel. Bei ihren Taten
erbrachen ſie alle möglichen Behälter. Jn einigen Räumen
hauſten ſie ſehr nichtswürdig, indem ſie Tinte auf die Dielen
ſchütteten und weiße Bettlaken beſchmierten. Für das ge-
ſtohlene Geld kauften ſie ſich Kleidungsſtücke und
Näſchereien. Eine geſtohlene Uhr gaben ſie im Zoologiſchen
Garten einem Affen, der ſie zu ſeinem und ihrem Vergnügen
auseinandernahm und zerſtörte. Ein Teil der geſtohlenen
Sachen konnte ihnen bei ihrer Verhaftung abgenommen werden.
D. gab bei ſeiner Feſtnahme einen falſchen Namen an. Der
andere Knabe iſt noch nicht ſtrafmündig. D. wurde wegen

ſchweren Diebſtahls in zehn Fällen, Mundraubes, Hehlerei und
Beilegung eines falſchen Namens zu der furchtbaren Strafe
von einem Jahre Gefängnis und drei Wochen Haft
verurteilt, und zwar nicht einmal in bedingter Form. Jn der
Urteilsbegründung wurde geſagt, daß D.s Treiben einen gefähr-
lichen Hang zu verbrecheriſcher Tätigkeit bekunde und es an
gebracht erſcheine, ihn durch eine längere Freiheitsſtrafe die
Folgen ſolchen Tuns fühlbar zu machen. Dadurch ſei er viel-
leicht zur Umkehr zu bewegen. Wir hegen ſtarke Zweifel, daß
der zwölfjährige Knabe durch die lange Gefängnisſtrafe ge
beſſert wird. Gewiß ſind ſeine Taten verwerflich. Aber in wie
hohem Maße mag die Erziehung an dem Jungen geſündigt
haben. Und kann man dafür ihn, das erſt zwölfjährige,
kaum ſtrafmündig gewordene Jndividium, verantwortlich
machen!? Die „Fürſorgeerziehung“ verſagte, und dann ſoll das
Gefängnis helfen? Warum verſagte man dem Jungen die be-
dingte Verurteilung? Jn einer Zeit, in der ſich die Jugend
rettung in allen Kreiſen ſo auffällig breit macht, ſollten ſich die
geſtellten Fragen auch am grünen Tiſche mit Gewalt auf-
drängen. Laſſet die Kindlein zu mir kommen aber nicht
ins Gefängnis.

Der geſtrige Blumenkorſo
hat nicht das gehalten, was ſich mancher von ihm verſprochen
hat. Die Zehntauſenden von Menſchen, die an die Saaleufer
gekommen waren, um eine Augenweide eigener Art zu ge-
nießen, ſind bitter enttäuſcht worden. Die Hauptſchuld daran
hat der Gewitterregen, der mitten in die Veranſtaltung hin-
einplatzte und ſo die reizende Waſſerfahrt gründlich zu Waſſer
machte. Nicht nur die Boot- und Gondelfahrer, ſondern vor
allem die weiblichen Zuſchauer haben großen Schaden an rui-
nierten Kleidern und Hüten zu beklagen. Die Putzmacherinnen
und die Hutgeſchäfte ſind dem Wettergott zu Dank verpflichtet,
aber auch dem Verkehrsverein.

Denn ganz freizuſprechen iſt der Verkehrsverein von dem
Mißerfolg nicht. Der Regen und das Gewitter waren ſchon
ſtundenlang vorauszuſehen. Der Regen kündigte ſich ſogar
ſchon über eine Stunde vor Beginn der Veranſtaltung durch
einzelne Tropfen an. Da mußte, wenn die Leitung organi-
ſatoriſch auf der Höhe ſein wollte, ſchleunigſt die Dis
poſition geändert werden. Die Zehntauſenden waren längſt
vor 8 Uhr an den Ufern verſammelt. Ein früherer Anfang
hätte niemand geſchädigt. Dann war es aber auch ganz auf
fallend unnötig, angeſichts des Gewitters hinter den Ruder-
booten der Sportvereine eine ſo lange Pauſe im Zuge eintreten
zu laſſen. Und ſchließlich war es abſolut nicht nötig, die Boote,
die doch alle deutlich nummeriert waren, in der Nummernfolge
fahren zu laſſen. Den flotteren Booten hätte ein Vorfahren
in letzter Stunde noch ausdrücklich erlaubt werden müſſen.
Dann wäre bei etwas früherem Anfang der Hauptteil trocken
durchgekommen und der ganze Korſo hätte bei pauſenloſer,
flotterer Fahrt einen weit prächtigeren Eindruck gemacht als
jetzt mit den ſtörenden Pauſen.

m übrigen muß aber jeder zugeben: Das, was man
ſehen bekam, war faſt ausnahmslos gelungen.
iſt rein unmöglich, alle die niedlichen und reigenden Bilder zu
ſchildern. Um ſo trüber ſtimmte die langſame Auffahrt. Das
ſcheint übrigens die Leitung auch zu empfinden. Denn ſie
ſchreibt uns:

Das etwas verſpätete Eintreffen des eigentlichen Gondel
Blumenkorſos auf dem unteren Teil der Fahrſtrecke wird viel
fach mit verſpätetem Abfahren begründet. Das iſt ein Jrrtum.
Der Zug wurde pünktlich um 3 Uhr abgelaſſen. Nur waren
die großen Gondeln, teils wegen des oft ſchweren Aufbaues und
nicht zum weniſten durch den plötzlich aus Oſten kommenden
erheblichen Wind ſchwer vorwärts zu bewegen. Die leichten
Ruderboote gewannen dadurch einen Vorſprung und trotz aller
Anſtrengungen der Bootsführer, namentlich in Hinblick auf das
e Regenwetter, konnte die Fahrt nicht beſchleunigt
werden.

Wir wollen unter den ſchon oben gefagten Vorbehalten diefv
Entſchuldigung gelten laſſen, da ja die Tätigkeit der Leitung
in ſolch kritiſcher Situation ſicher keine leichte war. Nach
ſtehend bringen wir die Liſte der Prämiierten.

ſind folgende Fahrzeuge mit Shrenpreiſen bedacht
orden:
Boot 31 von r wer C. Stephan und Frau. Boot 21

von Johannes Lorenz. ondel 28 von Rechtsanwalt Seidel.
Gondel 59 vom Kegeltlub auf dem Neumarkt. Gondel 11 von
Direktor Paul Blüthgen. Boot 34 von Fräulein Oſſig, Fuß,
Müller oot 22 von Otto Simon. Boot 78 vonFrau Ziegler. oot 85 von Stünkel II und Hüther. Boot 86
von Stier, Zachert und Lohde. Boot 55 von Fabrikbeſitzer Paul
Rabe. Boot 12 von Frau Pitſchke. Boot 43 von Kurt Merk-
witz. Boot 70 von Friedrich Beuche. Boot 82 von Keil, Heller,
Rapſilber, Abel. Gondel 2 der Firma C. F. Ritter. Boot 38
von W. Stünkel I. Gondel 24 vom Verein der Blumengeſchäfts-
inhaber. Boot 837 von Wartze u. Meißner. Boot 54 von Gotth.
Wolff. Gondel 194 vom Künſtlerverein auf dem Pflug.
Gondel 14 vom Korps Teutonia. Gondel 25 von StolzeSchrey.
Gondel 30 vom Zoologiſchen Garten. Boot 64 von Lehrer
Schade. Boot 58 von Frau Agathe Bethmann. Gondel 10 vom
Wehrkraftverein Jungdeutſchland. Boot 8 vom Deutſchen
Flottenverein, Orksgruppe Halle. Gondel 29 von Eberhard
Rehſe. Boot 5 von Hans Wenzig. Gondel 19 vom Künſtler
verein auf dem Pflug. Boot 27 von Otto Gantz. Gondel 42
vom Halleſchen Kohlenhof G. m. b. H. Gondel 18 von Dr.
Enkelſtroth u. Ko., Ammendorf. Gondel 8 der Geſangvereine
Tannhäuſer, Bäckerinnungs-Geſangverein, Volksliedertafel.
Gondel 63 von Johannes Erbß. Boot 88 von Walter Dietrich
und Frau. Gondel 1 von Frau Erſtmann, r und Troitzſch.
Gondel 15 von Leutnant Grunert. Gondel 9 von R. Harmann.
Boot 75 von Direktor Hildebrandt. Boot 76 von Karl Hübner.
Gondel 46 von Heilbrun u. Pinner. Gondel 49 von F. B. Hein-
zel. 68 Dampfpinaſſe von Max Oeſtreich. Gondel 7 der Ge
ſangvereine Tannhäuſer, Bäckerinnungs-Geſangverein, Volks
liedertafel. Boot 48 von Wilh. Eberhardt. Gondel 26 von der
Studenten- Vereinigung Shakeſpeareanga. Boot 56 von Gebr.
Buhs. Gondel 4 vom Halleſchen Bichcle-Klub. Gondel 20 von
K. Hein Stein. Ferner wurde vom Verkehrsverein beſchloſſen,
den Halloren einen Ehrenpreis zu ſtiften. Die ſonſtigen Teil-
nehmer wurden mit ehrender Anerkennung bedacht und werden
letztere in Kürze eine Erinnerungsmedaille erhalten.

Erſtes Gartenkonzert im Volkspark. Morgen, Dienstag,
findet im Volkspark das erſte Gartenkongzert ſtatt.
Kapellmeiſter Engelmann hat ein ſehr reichhaltiges buntes
Programm zuſammengeſtellt. Jm erſten Teil finden wir den
Marſch von Blankenburg, die Feſtouvertüre von Machts,ändels Largo, O ſchöner Mai, Walger von Strauß und Ein

mortellenkrang auf das Grab Alb. Lortzings, Fantaſie von
oſenkranz. Der zweite Teil bringt die Fantaſie aus der Oper

Carmen von Bizet, die Ouvertüre zur Oper Norma von Bellini,
das nette Charakterſtück Heinzelmännchen von GEilenberg, ein
Potpourri von Fetras Operetten Reone und Jm Kahlenberger

dörfel, Polka von Fahrbach. tBei ungünſtiger Witterung findet das Konzert im enSaale ſtatt. Der Eintritt beträgt wie in ehren er
Perſon 10 Pfg. Ein genußreicher Abend ſteht bevor und wird
die Arbeiterſchaft erſucht, zahlreich zu erſcheinen.

Es geht ſchon los. Die Tatſache, daß der Kaiſer in die
Umgegend der Stadt Halle kommt, macht ſich r in un
angenehmen Anzeichen für den ſtädtiſchen Steuerſäckel bemerk-
bar. Die heutige Stadtverordnetenverſammlung ſoll als erſte
Geldbewilligung für dieſen Beſuch auf Vorſchlag des Magi-
ſtrats 850 Mk. für die Aufbeſſerung der m der
Kriegerſanitätskolonnen bewilligen. Wenn man ſchon mit
ſolchen Unterſtützungen kommt, kann das ja noch nett werden.

Milchkontrolle und Milchpreis. Schon ſeit langer Zeit iStuttgart der Schauplatz n gen e
die Produgzenten und die Händler. Jn der Gemeinderatsfitzung
am 15. Mai kam es zu einer Ausſprache über die Beſchwerde
der Milchproduzenten wegen der hohen Koſten für iſche
n die denjenigen Milchproduzenten n dererichtlichen oder polizeilichen Strafe auferlegt werden, die der

ilchpantſcherei überführt ſind. Auch beſchwert man ſich über
die Veröffentlichung der Namen der Milchpantſcher. Der Ge
meinderat Stuttgarts war vernünftig genug, den Angriff auf
die angeblich S hohen Koſten der chemiſchen Unterſuchung in
der richtigen Erkenntnis abzulehnen, da in einer Herabſetzun
der Koſten der Unterſuchung gewiſſermaßen eine Prämie aufden Betrug zu ſehen wäre, wohin egen das Intereſſe der Kon
ſumenten durch eine der ren ganz gewiß nicht
gewahrt würde. Wenn die Milchproduzenten durch eine künſt
liche Unterbindung der Milchzufuhr nach Stuttgart die Preiſe
in die Höhe treiben, die P W Mißwachsdes vorigen Sommers begründend, ſo e doch wenigſtens
den Konſumenten jeglse Garantie r werden, fie
für ihr teures Geld auch einwandfreie Milch bekommen. Der
Stuttgarter Konſumverein, der für ſeine Mitglieder den

Kavon Seife
ganz ne Soda!!

eine neuartige Haushaltſeife

fabelhafter Waſchkraft.

Stück 20 Pf.

Die RNeinigungswirkung iſt einfach fabelhaft. Selbſt durch und durch verſchmutzte Wäſche wird mit Kavon
Seife bei ſpielend leichter Arbeit wie neu.

Kein Einlaufen! Kein Farbenverblaſſen!vollſtändig unverändert.
von KavonSeife halb ſo viel Seife wie ſonſt.

Die Kavon Seife iſt nach Zuſammenſetzung und Waſchkraft die reinſte und vollkommenſte Hausſeife, die
die SeifenJnduſtrie je hervorgebracht hat.

Empfindliche Stoffe, wie Seide, Wolle, Spitzen, Gardinen uſw. bleiben
Dabei billig: Bei richtiger Anwendung braucht man
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Milchkonſum organiſierte, iſt heute ſchon in der Lage, die Milch
billiger abzugeben, als die nicht organiſierten Konſumenten
die Milch bezahlen. Gegen die künſtliche Preisſteigerung und
die überhandnehmende Milchpantſcherei hilft am letzten Ende
nur eine ſtarke Konſumentenovrganiſation. Für Halle iſt
dieſe Hilfe noch nicht möglich. Die Dividendenſucht der Mit-
glieder nimmt dem hieſigen Konſumberein alles Kapital, das
zum Ausbau des Vereins und ſeiner Einrichtungen ſo bitter
nötig iſt. Erſt wenn die Dividendenſchluckerei überwunden iſt,
wird auch in Halle der Konſumverein Fleiſch und Milch billig
liefern können.

Die Fahrgeldeinnahmen der Straßenbahn betrugen im
Mai d. J. 54 678,80 Mk., Mai im Vorjahr 52 033,50 Mk., alſo
dies Jahr 2644,80 Mk. mehr vom Januar bis Mai 235 167,20
Mark, im gleichen Zeitraum des Vorjahrs 223 648,33 Mk., alſo
dieſes Jahr ein Plus von 11 523,87 Mk. Die Fahrgeldein-
nahmen der A. E.-G. Stadtbahn Halle betrugen: vom
t. bis 31. Mai 1912 99 396,25 Mk., vom 1. bis 31. Mai 10911
87 790,75 Mk., mehr 1912 11 605,60 Mk. vom 1. Januar bis
81. Mai 1912 438 293,35 Mk., vom 1. Januar bis 31. Mai 1911807 981,30 Mk., mehr 1912 40 862,05 M.

Eine ſpätere Briefkaſtenleerung wird von jetzt ab an
Sonn und Feiertags- Abenden ausgeführt, und zwar in der
Zeit von 834 bis 934 Uhr, ſo daß die eingeſammelten Sen-
dungen noch mit den von 1014 Uhr abends ab abgehenden
wichtigen Poſtzügen befördert werden.

Jm Walhallatheater erntet augenblicklich das bekannte
Winter-Thymian-Enſemble wieder große Erfolge. Bei ihrem
Geſamtauftreten als Geſangskünſtler müßte die Gruppe aber
bei heiteren Stücken bleiben; ernſte hindern, weil unverſtänd-
lich, nur den Erfolg. Stürmiſche Heiterkeit erweckten die Dar-
vietungen der beiden Solohumoriſten. Herr Dietze trägt launig
und gewandt den Werdegang eines Kavaliers vor, während
ſein Kollege in der Soloſzene Knopflochs Ehefreuden durch den
trackenen, derben Humor das Publikum andauernd in Lachen
hält. Sehr wirkungsvoll trat, wie wir es in Halle von ihm
ſchon gewohnt ſind, Fritz Thurm als elegante Dame auf. Den
größten Erfolg hatte aber der Einakter Die weiße Dame, in
dem in übermütigſter Weiſe drei Herren in Damenrollen auf-
treten. Das auch ſonſt an Komik reiche Stück weckte die luſtigſte
Stimmung.

Gute Ernteausſicht. Ein über 2,50 Meter langer Halm
mit einer blühenden Roggenähre wurde geſtern einem Getreide-
felde in der Nähe der Heide entnommen. Das Exemplar iſt
auf dem dortigen ſandigen Boden immerhin eine Seltenheit.

Unfälle. Ein Buchdruckereibeſitzer ſtürzte geſtern infolge
eines Fehltrittes auf dem Kröllwitzer Felſen und brach ſich den
rechten Arm. Der Krankenwagen brachte ihn in ärztliche Be-
handlung. Von einem Schulknaben wurde geſtern abend von
der Burgruine Giebichenſtein ein Stein herabgeworfen, der
eine Frau am Kopfe traf. Glücklicherweiſe kam die Frau ohne
Verletzungen davon.

Feuer. Jn der Bäckerſtraße entſtand geſtern nachmittag
ein geringfügiger Stubenbrand, der von der Feuerwehr bald
gelöſcht wurde.

Von der Straße. Ein Student wurde in vergangener Nacht
auf dem Alten Markt von einer unermittelt gebliebenen Perſon
mit einem Stock über den Kopf geſchlagen. Jn der Delitzſcher
Straße riß geſtern der Leitungsdraht der elektriſchen Straßen
bahn. Eine Schlägerei ereignete ſich geſtern abend zwiſchen
Arbeitern in der Liebenauerſtraße.

Ein Einbruchsdiebſtahl, bei dem dem Täter einige Hühner
in die Hände fielen, wurde in vergangener Nacht in einem
Schrebergarten an der Halberſtädter Bahn verübt. Der Täter
iſt noch nicht ermittelt.

Dölau. Ein geſchlagen hat der Blitz beim geſtrigen Ge-
witter in den Pferdeſtall des Gutsbeſitzers Ritſchke. Die Pferde
wurden noch rechtzeitig herausgeholt. Das Stallgebäude
brannte aber vollſtändig aus. Als die freiwillige Feuerwehr
zur Stelle war, zeigte ſich, daß ihre Löſchmaterialien nicht alle
in Ordnung waren. Schließlich gelang es mit Hilfe der Lies-
kauer Feuerwehr doch noch, die umliegenden Wohngebäude er-
folgreich zu ſchützen.

Oppin. Selbſtmord auf den Schienen. Ein auf
den Schienen des Güterbahngleiſes in Lindenthaler Flur durch
Selbſtmord kürzlich verendeter unbekannter Mann iſt als der
aus Oppin bei Halle gebürtige Rittergutshofmeiſter Friedrich
Wilhelm Buchwald ermittelt worden. Er war auf dem Ritter-
gut Oppin bei Halle bis 4. Pfingſtfeiertag beſchäftigt, von da
ab war ſein Aufenthalt unbekannt. Am 29. Mai hat er noch
8 Mark an ſeine Ehefrau geſchickt und mit dieſer Poſtſendungs-
vermittelung einen Lindenthaler Gaſtwirt beauftragt. Der
Tote hinterläßt außer ſeiner Ehefrau drei Kinder, mit denen
a durchaus glückliches Familienleben unterhalten haben
oll.

Quittung.
1,50 Mk. zu Parteizwecken erhalten von Ernſt Wacker.

Reiwand.

blutete ſehr ſtark und mußte ſich zum

Aus den Gerichtsſälen.
Schöffengericht.

Böſe Kameraden. Während der Förderzeit auf den Zeitzer
Werken in Langenbogen verſetzte der 34jährige Bergarbeiter
Lohmann am 3. April einem Fördermann mit einem
Schaufelſtiel einen heftigen Stoß gegen den Mund. Dem Ver-
letzten wurde die Unterlippe geſpalten, dann wurden ihm zwei
Zähne ausgebrochen und eine man Zähne gelockert. Er

rzt begeben. L. will nur
aus Verſehen großen haben. Der Verletzte war aber anderer
Anſicht. Der Amtsanwalt beantragte zwei Monate Gefängnis.
Das Gericht erkannte aber mit Rückſicht auf L.s bisherige Un
beſtraftheit auf 40 Mk. Geldſtrafe.

Als angehender Vaterlandsverteidiger hatte ſich der 20jährige
Arbeiter L. nach der Muſterung am 18. März mit einem Kame-
raden „tüchtig einen angetrunken“ und dann den Exerzierplatz
betreten. Das Betreten des Platzes iſt bekanntlich bei Strafe
verboten. Als die beiden von der Platzpatrouille fortgewieſen
wurden, machten ſie Schwierigkeiten und wollten einem Füſilier
„eine runter hauen“. L. wurde dann feſtgenommen und nach
der Wache gebracht. Bei dem Verlaſſen der Wache ſoll er dann
einem Füſilier eine Drohung zugerufen haben. Vor Gericht
entſchuldigte ſich L. mit ſinnloſer Trunkenheit. Der Amts-
anwalt beantragte gegen ihn wegen Beleidigung, Widerſtand
gegen die Staatsgewalt und verbotenes Betreten eines mili-
täriſchen Uebungsplatzes (S 3 des Geſetzes betreffend den Ver-
rat militäriſcher Geheimniſſe) eine Gefängnisſtrafe. Das
Urteil lautete auf 18 Mk. Geldſtrafe.

Allerlei.
Kinder ſauft, der Wirt braucht leere Fäſſer!

Dieſen draſtiſchen Ausſpruch hat ſich offenbar die Gaſt und
Schankwirte-Jnnung zu Reichenbach i. V. zu ihrem Wahl-
ſpruch erkoren. Jm Reichenbacher Tageblatt erläßt die ge-
nannte Korporation den folgenden Aufruf:

Einwohner Reichenbachsl! Die häufigen Klagen über
mangelhaften Verkehr und Umſatz ſeitens unſerer
Kollegen ſind wohl kaum berechtigter geweſen, als gerade jetzt
in einer Zeit, wo ſo viele Faktoren als „Abſtinenz, Sport,
Reiſen“ und nicht zuletzt „Schrebergärten“, ſowie er-
höhte Lebenshaltung und teuere Lebensmittelpreiſe ſo eminent
auf jeden Wirtshausbeſucher einwirken! Rechnet man hinzu
das Vorhandenſein von Flaſchenbier in einer großen Anzahl
von Haushaltungen, ſowie die ſogenannten Spielabende, welche
durch gegenſeitige Einladungen unter ſich in Privat abgehalten
werden, ſowie die in ſo hoher Blüte ſtehende „Vereinsmeierei“,
ſo wird man es den Wirten nachfühlen können, daß ihre Lage
keine „beneidenswerte“ iſt; dazu kommt noch eine kaum zu er-
tragende Beſteuerung durch „Kommune und Staat“, daß wohl
mancher von ihnen keinen ſehnlicheren Wunſch hat, als dieſem
in früherer Zeit ſo geachteten und wohlhabenden Stand
„Valet“ zu ſagen, wenn er nur wüßte, was er dann anfangen
ſollte. Wie berechtigt die Klagen ſind ſeitens hier Neuzuge-
Preder oder nach hier kommender Fremden über die in hieſigen

neipen herrſchende „Oede und mangelnde Geſelligkeit“, davon
kann man ſich jeden Tag ſelbſt überzeugen.

Jm Anſchluß an die in letzter Zeit hier ſich bemerkbar
machende fortſchreitende Entwicklung und Verjüngung laſſen
wir den Mahnruf erſchallen an alle, die es angeht, „wen-
det Euch wieder mehr Eurergemütlichen Kneipe
z u“, die jedem gereiften Mann als Ort der Unterhaltung und
gegenſeitigen Belehrung beim Glaſe Bier ein Bedürfnis ſein
ſollte. Es iſt nicht Männerart“ und namentlich für Ge-
ſchäftsleute nicht von Vorteil, der Kneipe gänzlich fernzu-
bleiben und die Abende bei „Muttern“, bei Tee oder Schoko-
lade zuzubringenl!

Die Reichenbacher Jnnungswirte ſcheinen der Meinung zu
ſein, daß die Einwohnerſchaft nur vorhanden iſt, um ſich in
den Kneipen den Magen voll Alkohol zu pumpen, damit ſich
das Portemonnaie der Wirte füllt.

Folgenſchwerer Eipſturz eines Schornſteins.
„Jn Gilly (Frankreich) ſtürzte Sonntag ein großer Kamin

ein, der eine Höhe von 45 Metern hatte. Die Trümmer ver
ſchütteten zwei daneben ſtehende Häuſer. Die
Rettungsarbeiten wurden ſofort in Angriff genommen und es
dern nach und nach, die Leiche einer Frau, die ver-
chüttet worden war, ſowie den ſchwer verletzten Ehemann und

eine weitere ſchwer verletzte Frau aus den Trümmern hervor-
zuholen. Ein kleines Kind, das in der Wiege lag, konnte
völlig unverletzt aus den Trümmern hervorgeholt werden.
Zwei Perſonen, die gerade zur Zeit des Einſturzes die Un
glücksſtelle paſſierten, wurden von den herabſtürzenden Ge-
ſteinsmaſſen leicht verletzt.

Kühne Vnulkanforſcher.
Nach einem Telegramm aus Honolulu ſind die amerika-

niſchen Profeſſoren Day und Shepard am Dienstag in
das 200 Meter tiefe und rings von ſteilen Lavabänken um-
ſchloſſene Becken des auf der Oſtküſte der Jnſel Hawai ge-
legenen Vulkans Kilanega vom Volcano Houſe her

en und haben aus dem 670 Meter langen
xeiten Lavaſee Halemaumau Gas aus

niedergeſtie
und 8310 Meter
der Lava ausgepumpt. Das Unternehden der Forſcher war mit e Lebensgefahr verbunden.
Die Aanalhſe ſoll die jetzige Vulkantheorie völlig auf den Kopf
ellen. Der Vulkan liegt in der Provinz Raugi, 1240 Meter

iber dem Meeresſpiegel, und iſt ſeit einigen Jahren das Ziel
zahlreicher Touriſten geworden.

Kleines Allerlei. Vom Schutzmann erſchoſſen! Der
Hilfsſchutzmann Stoltmann in a bei der Feſt
nahme des Arbeiters Dombrowski von dieſem mit dem Meſſer
angegriffen. Der Schutzmanntöteteden Angreiferdur rei Schüſſe. Das Los eines Erfinders.

m Grazer Spital der barmherzigen Brüder ſtarb Franz
enner, der im Jahre 1909 das erſte öſterreichiſche

lenkbare Luftſchiff vorführte. Er iſt 45 Jahre alt,
gänzlich verarmt geſtorben.

v

Das Wüten der ruſſiſchen Zenſur gegen Tolſtoi.
Aus Petersburg wird geſchrieben: Nach ſeinem Tode wird

Tolſtoi noch ſchlimmer als zu Lebzeiten von der ruſſiſchen Zen-
ſur geplagt. Wie ſehr der c durch dieſe Henker
des Geiſtes entſtellt worden iſt, erfährt man aus einem ſoeben
veröffentlichten langen Schreiben des bekannten Publiziſten
Chirjakow, der ſelber die Herausgabe der hinterlaſſenen Werke
des großen Dichters mitbeſorgt hat. Jn einer Reihe von
Schriften Tolſtois nahm der Zenſor ſinnloſe Streichungen vor,
einzelne Werke aber verloren dadurch überhaupt jeden Wert.
So wurden im Stück Auch im Dunklen leuchtet das Licht nicht

j nur die Worte des Helden gegen die ruſſiſchen politiſchen, wirt-
ſchaftlichen und religiöſen Mißſtände wegeskamotiert, ſondern
auch völlig gleichgültige Stellen verfielen der Zenſurſchere, ſo
Aeußerungen der Verwunderung ſeitens anderer Perſonen dar-
über, daß die Hauptfigur die Kirche leugnet und nicht mehr zur
Beichte kommen will. Schlimmer als dieſem Werk erging es
dem Fragment Wer ſind die Mörder?, in dem Revolutionäre
bei der Ausübung einer Expropriation geſchildert werden.
Was ſeinerzeit die Tagesblätter unbeanſtandet veröffentlichen
durften, das iſt dem größten ruſſiſchen Dichter verſagt. Drei-
viertel des Fragments wurden geſtrichen, eine Abſurdität, die
um ſo charakteriſtiſcher iſt, als es ja jedermann weiß, wie ſehr
Tolſtoi überhaupt ſämtliche gewaltſamen Akte und ganz aus-
drücklich die terroriſtiſchen Expropriationen verurteilt hat. Am
radikalſten allerdings ging die Zenſur gegen die Memoiren des
Fedor Kusmitſch vor, die ganz und gar verboten wurden. Als
dann die Zeitſchrift Korolenskos Rußkoje Bogatſtwo dieſes
Werk Tolſtois veröffentlichte, verfiel die betreffende Nummer
der Konfiskation. Nun beſteht zwar heutzutage in Rußland
keine Präventivzenſur mehr, ſo daß die Herausgeber des Tol-
ſtoiſchen Nachlaſſes zunächſt ungehindert hätten alles publi-
zieren können. Allein zweifellos wäre dann der Nachlaß Tol-
ſtois überhaupt verboten worden. Und ſo unterzogen ſich die
Herausgeber freiwillig der Zenſur, die ſich bei dieſer Gelegen-
heit barbariſcher als je gezeigt hat.

Humor und Satire.
Bitte!

Majeſtät! Jch möchte fragen:
Geht das Ding ſchon wieder an?
Mit Verfaſſungen zerſchlagen?
Sie ſind nicht aus Porzellan.
Wenn ſie doch in Scherben gehen,
Könnte leicht man weiß es nicht
Eurer Majeſtät geſchehen,
Daß Sie Allerhöchſt ſich ſticht.
Doch ich weiß, es ſind nur Sätze,
Die man mal ſo von ſich gibt,
Keine Staats und Weisheitsſchätze
Und nicht durch und durch geſiebt
Die Zerſchmettrerperiode
Halten wir für abgetan,
Und mit dieſer alten Mode
Fangen wir nicht wieder an.

(Peter Schlemihl im Simpl.)

Bildet Euch! Unterrichtet Euch!
Benutzt die ArbeiterBibliotheken!

RM
Mit dem Einſe en der wärmeren Jahreszeit ſteigt auch die

Kinderſterblichkeit, da Brechdurchfälle und rmkatarrhe dann
häuflger auftreten. Jede Mutter, die ihr Kind mit der Flaſche
nährt, ſollte darum beizeiten der Kuhmilch einen Zuſatz von „Kufeke“
geben, weil dieſe Nahrung vorbeugend wirkt.

r erite Schurke
M lousſgod sei

Pützextrakt,
putat aſe Metale am besten

Blumen-Korso.
Drosäuer Hutlager, Kuhgasse 3

hat noch grosses Lager in garnierten Häten,
Kutfassons, Hutblumen, Seiden u. Bändern
und bietet dieses den Damen, die beim Blumen-
Korso eingeregnet sind, zu allerbilligsten Preisen an.

h

Statt beſonderer Meldung!
Geſtern früh 5 Uhr entſchlief

janft und unerwartet, nach
langem, ſchwerem, mit Geduld

etragenem Leiden, mein lieber
WMann, unſ. herzensguter Vater,

S und Bruder, der Lager-
alter

Richard Bartsch
im 51. Lebensfjahre.

Um ſtilles Beileid bitten
Dle trauernd. Hinterbliebenen.

LandeckSehl.
Halle a. S.. L. Wuchererſtr. 34, II.

Die Fgdigrng findet Mitt-
woch nachm. 5 Uhr vom Diako
niſſenhauſe aus ſtatt.

Der en zu acht
von Karl Kautsky.

Preis 50 Pfennig.
Zu beziehen durch alle Austräger
u. die Volksbuchhandlung

Sorialdemokransch. Verein

für Halle u. Saalkreis

Nachrut!
Geſtern früh gegen 5 Uhr

verſtarb unſer langjähriges
Mitglied, der Lagerhalter
Richard Vartſch

im 51. Lebensjahre.
Ehre ſeinem Andenken!
Die Beerdigung findet Mitt-

woch nachm. 5 Uhr vom Diako-
niſſenhaus aus ſtatt.

Um zahlreiche Beteiligung
erſucht

Jnnigen Dank allen, die in
herzlicher Liebe unſeren teueren
Entſchlafenen mit Blumen und
Geleit ehrten und unſeren
Schmerz mit wohltuendem Troſt
zu lindern ſuchten.

Jn tiefer Traue.

Frau Anna Stohr
und Kinder.

cm
Der Vorstand

G

Statt beſonderer Anzeige.
Am Sonnabend vormittag 11 Uhr ſtarb nach ſchwerem

Krankenlager meine liebe Frau, unſere gute Mutter, im noch
nicht vollendeten 45. Lebensjahre.

m ſtilles Beileid bitten
Bernhard 6tude nebit Kindern,

Gabelsbergerſtraße 6.
NB. Da die Einäſcherung in Leipzig ſtattfindet, ſind Kranz

ſpenden höflichſt verbeten.

gur
die Inſerate verantwortlich Rob. Jlgner. Drug der Halleſch. Genoſſenſch.Buchdruc. (E. G. m. b. H.) Ver

ne eIIaushaltungsbücher
für alle Tage des Jahres,

für jede Familie und einzelne Perſonen paſſend.

W Preis 1 Mk. Wö
Volks-Buchhandlung, Harz 42743.

leger vorm. Aug. Sroh, je A. Jähni g. Säml. j. Halle a

Todes- Anzeige.
Am Sonntag morgen verſtarb nach langem, qualvollem

Leiden unſer langjähriger Lagerhalter, Herr

Richard Bartsch
im 51. Lebensjahre.

Der Verſtorbene war ein treuer Anhänger unſerer Ge
noſſenſchaft, der durch Fleiß und Umſicht die ihm über
tragenen Obliegenheiten ſtets zu erfüllen wußte. Wir be
trauern ſein Hinſcheiden aufs herzlichſte.

Be ſewalfung des Aben Horn fern n Bale a. 5.

rTenſral. Verdane der Lagerhalter,

Am 2. Juni verstarb nach langem Leiden unser treuer
Kollege und seitheriger Schriftführer

Richard Bartsch.
Sein aufrichtiger Charakter sichert ihm das Andenken

sämtlicher Kollegen.

Die Beerdigung findet Mittwoch nachmittags 5 Uhr
vom Diakonissenhause aus statt. Das Erscheinen aller
Kollegen erwartet Der Vorstand.
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